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Einwohnergemeinde 
4402 Frenkendor f  

GEMEINDEZENTRUM  
Gemeinderat 
Bächliackerstrasse 2 

Telefon 061 906 10 40 
Fax 061 906 10 19 

 

 
 
 

Einladung zur Einwohner–Gemeindeversammlung 
 
 
 
Sehr geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger 
 
Sie sind freundlich eingeladen, an der Einwohner-Gemeindeversammlung von 
 

Montag, 17. April 2023, 19.30 Uhr, im Saal zum Wilden Mann 

 
teilzunehmen. 
 
 
 

Traktanden 
 

1. Protokoll 
 Verlesen der Beschlüsse der Gemeindeversammlung vom 7. Dezember 2022 

2. Reglemente – Polizeireglement 
 Genehmigung Totalrevision 

3. Reglemente – Reglement über die Gewährung von Investitionsbeiträgen an erneu-
erbare Energieträger und Energieeffizienzmassnahmen (Förderreglement) 

 Genehmigung Totalrevision 

4. Verschiedenes 
 
 
 
Die Berichte und Anträge des Gemeinderates liegen für Sie ab Freitag, 17. März 2023, im Gemeinde-
zentrum Bächliacker, Bächliackerstrasse 2, Frenkendorf (Auslage beim Haupteingang) zum Abholen 
bereit. Selbstverständlich können Sie die Unterlagen auch telefonisch (061 906 10 10) oder per E-Mail 
an gemeindeverwaltung@frenkendorf.ch bestellen. Natürlich können die Unterlagen auch auf 
www.frenkendorf.ch/egv heruntergeladen werden. 

Die Einwohner-Gemeindeversammlung ist öffentlich. Nicht stimmberechtigte Personen werden ge-
beten, im speziell gekennzeichneten Bereich Platz zu nehmen. 

Bereits mit dem vollendeten 18. Altersjahr sind Schweizerbürgerinnen und -bürger berechtigt, an der 
Gemeindeversammlung teilzunehmen und mitzustimmen. 
 
 
 
13. März 2023 Der Gemeinderat 
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2. Reglemente – Polizeireglement 
 Genehmigung Totalrevision 

 
 
Ausgangslange 
 
Das Polizeireglement der Gemeinde Frenkendorf stammt aus dem Jahre 1988 und wurde 2006 teilrevi-
diert. Aufgrund des neuen kantonalen Polizeigesetzes sowie des Alters des Polizeireglements drängt sich 
eine Totalrevision auf. 
Auch das Polizeireglement der Gemeinde Füllinsdorf ist in die Jahre gekommen und muss revidiert wer-
den. In diesem Zusammenhang wurde der Gemeinderat angefragt, ob unsererseits Interesse an der Ent-
wicklung eines möglichst gleichlautenden Reglements zusammen mit der Gemeinde Füllinsdorf besteht. 
Aufgrund der geographischen Nähe der beiden Gemeinden und den nahezu identischen Wohn- und Le-
bensbedingungen machen gleichlautende Bestimmungen in einem Polizeireglement Sinn und erleichtern 
sicher auch deren Anwendung und Umsetzung. 
Im Weiteren arbeiten die Gemeindepolizeien beider Gemeinden schon seit Jahren eng und gut zusam-
men. Die Details für die Zusammenarbeit sind aktuell in einem separaten gemeinderätlichen Zusammen-
arbeitsvertrag geregelt. Dieser wurde ebenfalls revidiert. 
Um die Arbeiten für die Revision des Polizeireglements in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Füllinsdorf 
vornehmen zu können, wurde eine gemeinsame Arbeitsgruppe eingesetzt. Die Delegation aus Frenken-
dorf setzte sich wie folgt zusammen: 
 

• Gemeinderat Philipp Kerker, Departement Einwohnerdienste und Sicherheit 

• Gemeindepolizist Jürg Suter 

• Gemeindeverwalter Thomas Schaub 

 
 
Vorgehensweise für die Totalrevision 
 
Das alte Polizeireglement stammt aus dem Jahr 1988. Es zeigte sich rasch, dass aufgrund des Alters des 
bisherigen Reglements eine synoptische Vorgehensweise (Vergleich alter und neuer Paragraph) nicht 
möglich ist. Aus diesem Grund beschloss die Arbeitsgruppe, ein neues Reglement auf Grund möglichst 
neuer und aktueller Reglemente vergleichbarer Gemeinden mit einer eigenen Gemeindepolizei zu erar-
beiten. In 10 Sitzungen gelang es der Arbeitsgruppe tatsächlich, ein für beide Gemeinden gleichlautendes 
Reglement zu erstellen. In der gleichen Zeit wurde ebenfalls eine gleichlautende Version einer ergänzen-
den Verordnung zum Polizeireglement erstellt. 
 
 
Überblick über die wichtigsten Neuerungen 
 
Bei der Überarbeitung des Polizeireglements wurden viele Bestimmungen aktualisiert und den neuen 
Bestimmungen des Polizeigesetzes für die Ebene Gemeinden angepasst. Grundsätzlich wurde darauf 
verzichtet, bestehende Regeln mit einschneidenden Bestimmungen einzuschränken. Zudem wurden be-
stehende Bestimmungen, welche in der Umsetzung immer wieder zu Unklarheiten führten, präziser um-
schrieben. Weiter erhielt der Gemeinderat durch die Totalrevision die Gelegenheit, Bestimmungen für 
Neuerscheinungen wie Drohnen und Schädlinge zu definieren. 
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Beschreibung einzelner Bestimmungen aus dem neuen Polizeireglement: 
 

Bestimmung Erläuterungen 

§ 6 Zusammenarbeit 
1 Die Gemeindepolizei Frenkendorf arbeitet mit 
der Polizei Basel-Landschaft zusammen, insbe-
sondere bei präventiven Aktionen sowie auf Ersu-
chen. 
2 Der Gemeinderat kann die Zusammenarbeit zur 
Wahrung der öffentlichen Ordnung sowie zur Er-
füllung übertragener Aufgaben mit anderen Ge-
meinden beschliessen und regeln. 
 

 
Die Gemeindepolizeien in Frenkendorf und 
Füllinsdorf sind mit je einem Gemeindepolizisten 
besetzt. Die beiden Polizisten arbeiten in vielen 
Bereichen eng zu zusammen und vertreten sich 
punktuell bei Abwesenheiten. Die Gemeinderäte 
haben gestützt auf diese Bestimmung den beste-
henden Zusammenarbeitsvertrag überarbeitet 
und setzen ihn zusammen mit der Genehmigung 
des neuen Reglements in Kraft. 

§18 Unbemannte Luft- und Modellluftfahr-
zeuge im Siedlungsgebiet 
1 Vorbehältlich der vorliegenden Bewilligung des 
BAZL2 ist der Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge 
und Modellluftfahrzeuge (z.B. Drohnen) über öf-
fentlichem Grund innerhalb des Siedlungsgebiets 
verboten. 
2 Sämtliche Fluggeräte gemäss Abs. 1 dürfen im 
Siedlungsgebiet nur innerhalb der Luftsäule über 
eigenem privatem Grund betrieben werden. 
3 Der Betrieb von Geräten gemäss Abs. 1 ist nur 
bei Tageslicht und frühestens ab 07.00 Uhr bis 
12.00 Uhr sowie ab 13.00 Uhr bis höchstens 20.00 
Uhr, ausgenommen an Sonn und Feiertagen, ge-
stattet.  
4 Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen 
und für bestimmte Gebiete Flugverbote erlassen. 
Diese Kompetenzen können auf die Verwaltung 
übertragen werden. 
 
 
§ 19 Unbemannte Luft- und Modellluftfahr-
zeuge ausserhalb Siedlungsgebiets 
1 Unbemannte Luftfahrzeuge und Modellluftfahr-
zeuge (z.B. Drohnen) ausserhalb des Siedlungs-
gebiets dürfen nur so eingesetzt werden, dass 
dadurch Dritte nicht übermässig gestört werden. 
2 Der Betrieb von Geräten gemäss Abs. 1 ist nur 
bei Tageslicht und frühestens ab 07.00 Uhr bis 
12.00 Uhr sowie ab 13.00 Uhr bis höchstens 20.00 
Uhr, ausgenommen an Sonn- und Feiertagen, ge-
stattet. 
3 Der Gemeinderat kann Gebiete definieren, an 
welchen auch an Sonn- und Feiertagen Geräte 
gemäss Abs. 1 betrieben werden können. 
4 Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen 
und für bestimmte Gebiete Flugverbote erlassen. 
Diese Kompetenz kann auf die Verwaltung über-
tragen werden. 
 

 
 
Das alte Polizeireglement stammt noch aus dem 
letzten Jahrhundert. Aus diesem Grund fehlen Be-
stimmungen für den Betrieb von sogenannten 
«Drohnen». Wir haben deshalb Bestimmungen in 
Ergänzungen zu jenen des BAZL (Bundesamt für 
zivile Luftfahrt) erlassen. Dabei wurde zwischen 
dem Siedlungsgebiet und der übrigen Gemeinde-
fläche unterschieden. 
Bei den Betriebsbeschränkungen innerhalb der 
Siedlungsfläche wurde mit den Zeiten dem Ruhe-
bedürfnis der Bevölkerung Rechnung getragen. 

  

 
2 Bundesamt für Zivilluftfahrt 
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§ 23 Plakate 
1 Das Plakatieren auf Gemeindegebiet und den 
von der Gemeinde aufgestellten Ständern ist be-
willigungspflichtig. 
2 Temporäre Wahl- und Abstimmungsplakate be-
nötigen keine Bewilligung. Sie dürfen innerorts 
und ausserorts auf öffentlichem Grund ange-
bracht werden und unterliegen keiner zahlenmäs-
sigen Beschränkung. 
3 Näheres regeln die kantonale Verordnung über 
Reklamen3, das Strassenverkehrsgesetz, die Sig-
nalisationsverordnung sowie das kantonale 
Raumplanungs- und Baugesetz. 
 

 
Das Plakatieren gab und gibt immer wieder zu 
Fragen und Unklarheiten Anlass, vor allem im Zu-
sammenhang mit Wahlen und Abstimmungen. 
Aus diesem Grund wurde hier mit dem Absatz 2 
Klarheit geschaffen. 

§ 25 Nachtruhe 
1 Als Nachtruhe gilt die Zeit von 22.00 bis 06.00 
Uhr. Ausgenommen sind die Fasnachtstage, der 
31. Juli, der Bundesfeiertag am 1. August sowie 
Silvester am 31.Dezember. Die zeitliche Be-
schränkung der Nachtruhe gilt nicht für terminge-
bundene Arbeiten in der Landwirtschaft. 
2 Der Gemeinderat ist berechtigt, Ausnahmen zu 
bewilligen. In diesen Fällen sind die Bewilligungs-
auflagen massgebend. 
3 Lärmverursachende temporäre Nachtarbeit ist 
im Rahmen der betrieblichen Notwendigkeit ge-
stattet, sofern diese im öffentlichen Interesse liegt. 
 

 
Die Bestimmungen über die Nachtruhe wurden 
nicht verändert und entsprechen den bisherigen 
Regelungen. 

§ 27 Lärmverursachende Tätigkeiten  
1 Lärmverursachende gewerbliche Tätigkeiten, 
welche nicht den Bestimmungen des Bundes-
rechts unterliegen, dürfen in bewohntem Gebiet 
an Werktagen von Montag bis Freitag in der Zeit 
von 07.00 bis 12.00 Uhr sowie zwischen 13.00 
und 18.00 Uhr am Samstag in der Zeit von 08.00 
Uhr bis 12.00 Uhr sowie zwischen 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr ausgeführt werden. 
2 Lärmverursachende Haus- und Gartenarbeiten 
dürfen in bewohntem Gebiet an Werktagen von 
Montag bis Freitag in der Zeit von 07.00 bis 12.00 
Uhr sowie zwischen 13.00 und 20.00 Uhr, am 
Samstag in der Zeit von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
sowie zwischen 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr, ausge-
führt werden. 
3 Radio- und Fernsehgeräte sowie andere Appa-
rate zur Tonwiedergabe sind höchstens in Zim-
merlautstärke zu betreiben. Beim Musizieren und 
Singen ist auf die Nachbarschaft Rücksicht zu 
nehmen. Der Gemeinderat kann Ausnahmen be-
willigen. 
4 Die Benützung der öffentlichen Abfallsammel-
stellen ist nur an Werktagen (inkl. samstags) von 
07.00 Uhr – 20.00 Uhr gestattet. 
5 Für Spiele und Sport im Freien gelten die Best-
immungen der Nachtruhe. 
 

 
Die Zeiten für die Verrichtung von lärmverursa-
chenden Tätigkeiten wie Rasenmähen etc. wur-
den leicht angepasst, bzw. gelockert. So konnte 
ein Widerspruch im alten Polizeireglement besei-
tigt werden, in dem nun private und gewerblich 
verrichtete Tätigkeiten zu gleichen Zeiten stattfin-
den können. Gemäss den alten Bestimmungen 
durften z.B. Private erst um 14.00 Uhr mit Rasen-
mähen beginnen, während beauftragte Gärtnerei-
unternehmen bereits um 13.00 Uhr mit Arbeiten 
beginnen durften. Neu dürfen alle bereits um 
13.00 Uhr mit den Arbeiten beginnen und um 
20.00 Uhr (Montag-Freitag) bzw. 18.00 Uhr 
(samstags) damit aufhören. 

  

 
3 Verordnung über Reklamen vom 29. Oktober 1996 (Stand 1. Juli 2015) (SGS 481.12) 
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§ 28 Lärmverursachende Geräte 
1 Die Verwendung von Lautsprechern, Megafonen 
und anderen übermässig lärmverursachenden 
Anlagen in Landschaftsschutzzonen und Natur-
schutzgebieten ist verboten.  
2 Die Benutzung von Sirenen, Megafonen, Signal-
geräten und ähnlichen Vorrichtungen, (Aufzäh-
lung nicht abschliessend), ausserhalb der Fas-
nachtstage ist verboten. Ausgenommen sind 
sachkundig installierte akustische Sicherheitsein-
richtungen. 
 

 
Mit dieser Bestimmung können wir der Neuer-
scheinung der portablen Lautsprecher, wie 
«Sound-Boxen» Rechnung tragen und deren Ver-
wendung etwas Einhalt bieten, damit dem Ruhe-
bedürfnis von Menschen und Natur gerecht wer-
den kann. 

§ 29 Freizeit- und Sportanlagen 
1 Lärmverursachende Spiele und Sport im Freien 
sind werktags zwischen 08.00 und 22.00 Uhr, 
sonntags zwischen 10.00 Uhr und 22.00 Uhr ge-
stattet. Für Turniere und Meisterschaften können 
Ausnahmen bewilligt werden. 
2 Bei der Benützung der öffentlichen Schul-, Frei-
zeit- und Sportanlagen ist die jeweils gültige Be-
nützungsordnung zu beachten. Die durch die Ge-
meinde Beauftragten sind berechtigt, Personen, 
die sich nicht an die geltenden Vorschriften halten, 
des Platzes zu verweisen und beim Gemeinderat 
zu verzeigen. 
 

 
Diese Bestimmungen wurden nicht angepasst 
und entsprechen den bisherigen Regeln. 

§ 30 Feuerwerk und Knallkörper  
1 Das Abbrennen von Knallkörpern bzw. Feuer-
werk jeglicher Art ist verboten, ausgenommen an-
lässlich der Bundesfeier vom 1. August sowie in 
der Silvesternacht, 31. Dezember, jeweils in der 
Zeit von 20.00 Uhr bis 01.00 Uhr. 
2 Das Steigenlassen von Himmelslaternen und 
ähnlichem ist verboten. 
3 Der Gemeinderat kann für Anlässe im öffentli-
chen Interesse Ausnahmen bewilligen. 
 

 
Hier wurden die Bestimmungen präzisiert. Neu ist 
es nicht mehr erlaubt, während der Fasnacht 
Knallkörper und Feuerwerk abzubrennen.  
Zusätzlich wurden nicht nur die Tage, sondern 
auch die Zeiten, wann konkret Feuerwerk abge-
brannt werden darf, eingeschränkt. 

§ 31 Lichtemissionen 
1 Kunstlicht im Aussenraum ist massvoll und ge-
zielt einzusetzen. Die Beleuchtung von Objekten 
muss zielgerichtet erfolgen. Brenndauer und Be-
leuchtungsstärke müssen den betrieblichen An-
sprüchen angepasst sein. Auf Dritte ist Rücksicht 
zu nehmen. 
2 Die Verwendung von himmelwärts gerichteten 
Lichtquellen, wie Skybeamer, Laser, etc. im Aus-
senraum ist verboten. Im Weiteren ist auch das 
Blenden von Personen und Tieren mittels Laser-
pointer, etc. untersagt. 
3 Mit Ausnahme von historisch bedeutenden oder 
repräsentativen öffentlichen Gebäuden ist das An-
leuchten von Liegenschaften von aussen unter-
sagt. 
4 Der Betrieb von gewerblichen Beleuchtungsan-
lagen ist zeitlich zu beschränken. Für dekorative, 
nicht sicherheitsrelevante Beleuchtungen sowie 
Beleuchtungen von Schaufenstern und Rekla-
men, ausgenommen Betriebe während ihren Öff-
nungszeiten, gilt eine beleuchtungsfreie Zeit von 
22.00 bis 06.00 Uhr. Notwendige, sicherheitsrele-
vante Beleuchtungen sind für diesen Zeitraum mit 
Zeitschaltern oder Bewegungsmeldern auszu-

 
Diese Bestimmungen für die Regelung von Lichte-
missionen wurden neu aufgenommen. Die Rege-
lungen für den Betrieb von gewerblichen Beleuch-
tungsanlagen wurden bereits in dieser Form im 
Rahmen ihres Bewilligungsverfahrens angewen-
det. 
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statten. Von dieser Regelung ausgenommen sind 
die öffentlichen Beleuchtungen. 
5 Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen 
Ausnahmen gewähren. 
6 Der Gemeinderat kann die Beseitigung übermäs-
sig störender Lichtemissionen, die von Lichtquel-
len im Aussenraum oder von Innenraumbeleuch-
tungen ausgehen, auf Kosten des Verursachen-
den anordnen. 
 

§ 36 Schädlinge (Neobiota und Pathogene) 
1 Der Gemeinderat kann nach vorgängiger Ab-
sprache mit den kantonalen Fachstellen die 
Grundeigentümerin oder den Grundeigentümer 
zur Durchführung von Massnahmen zur Bekämp-
fung pflanzlicher und tierischer Schädlinge ver-
pflichten. 
2 Wird der Aufforderung nicht Folge geleistet, so 
werden die Massnahmen durch das Gemeinde-
personal oder beauftragte Dritte ersatzweise vor-
genommen. Die Kosten gehen zu Lasten der 
Grundeigentümerin oder des Grundeigentümers. 
3 Eigentümerschaft, Pächterin und Pächter sowie 
Bewirtschafterin und Bewirtschafter von Grund 
und Boden sind verpflichtet, beim Auftreten anste-
ckender und schädlicher Krankheiten von Pflan-
zen, Schädlingen usw. den durch den Gemeinde-
rat erlassenen Anordnungen Folge zu leisten. 
 

 
Auch hier möchte der Gemeinderat mit den neuen 
Bestimmungen dieser Problematik gerecht wer-
den. Die Regelungen ergänzen die Bestimmun-
gen im Umweltrecht. 

§ 55 Ordnungsbussenverfahren 
1 Übertretungen gegen Bestimmungen der Ge-
meindereglemente können im Ordnungsbussen-
verfahren geahndet werden. 
2 Das Verfahren richtet sich nach § 81c Gemein-
degesetz. 
3 Die Übertretungen und Ordnungsbussen sind im 
Anhang zum Reglement aufgeführt. 
4 Der Gemeinderat erhält die Kompetenz, die Stel-
len, welche Ordnungsbussen ausstellen dürfen, 
zu bezeichnen. 
5 Alle übrigen sowie qualifizierte Zuwiderhandlun-
gen werden im ordentlichen Strafverfahren ge-
ahndet. 
 

 
Mit der Einführung des neuen kantonalen Polizei-
gesetzes erhalten die Gemeinden die Möglichkeit, 
in einem Gemeindereglement (wie z.B. im Polizei-
reglement) das Ordnungsbussenverfahren einzu-
führen. Bis dato müssen Übertretungen von Ge-
meindereglementen in einem aufwendigen or-
dentlichen Strafverfahren durchgeführt werden. 
Im Ordnungsbussenverfahren fallen Schreib- und 
Verwaltungsgebühren weg. Der Ordnungsbus-
senkatalog befindet sich in einem Anhang zum 
Reglement. 

 
 
Kantonale Vorprüfung 
 
Der Rechtsdienst des Regierungsrats übernahm die Vorprüfung der Reglemente. Dabei geht es vor allem 
um die Sicherstellung, dass das Polizeireglement dem übergeordneten eidgenössischen und kantonalen 
Recht entspricht. 
Wir durften erfreut feststellen, dass nur wenig Korrekturen, darunter auch redaktionelle, notwendig sind. 
Der einschneidendste Hinweis war sicher die nicht zulässige Delegation der Ordnungsbussen-Tatbe-
stände, samt Höhe der Ordnungsbusse auf Stufe Polizeiverordnung. Dies fällt in die Kompetenz der Ge-
meindeversammlung und muss somit als Anhang im Polizeireglement festgehalten werden. In der Folge 
war auch die Polizeiverordnung in Bezug auf den Wegfall des Anhangs mit den Ordnungsbussen-Tabel-
len anzupassen. 
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Antrag 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung als Beschluss: 
 
Das Polizeireglement wird genehmigt und tritt nach der Genehmigung durch die Sicherheitsdirek-
tion des Kantons Basel-Landschaft in Kraft. 
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3. Reglemente – Reglement über die Gewährung von Investitionsbeiträgen an 
erneuerbare Energieträger und Energieeffizienzmassnahmen 
(Förderreglement) 

 Genehmigung Totalrevision 

 
 
Ausgangslage 
 
Das «Reglement über die Gewährung von Investitionsbeiträgen an erneuerbare Energieträger» vom 
5. Dezember 2012 ermöglicht die Auszahlung von Beiträgen an neue Photovoltaik-Anlagen, thermische 
Sonnenkollektoren, Holzfeuerungen und weitere Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien. Das von 
der Einwohnergemeindeversammlung beschlossene Reglement limitiert die jährlichen Beiträge auf 
CHF 35'000.00. Die nachstehende Darstellung zeigt die Förderbeiträge an erneuerbare Energieanlagen 
seit Inkrafttreten des Förderreglements im Jahr 1993: 
 

 
 
Das Förderbudget konnte in den Jahren 2016 bis 2020 teilweise nicht mehr ganz ausgeschöpft werden. 
Seit 2021 hat die Anzahl Gesuche wieder deutlich zugenommen. Einerseits hat die Gemeinde im April 
2021 eine limitierte Förderaktion für den Heizungsersatz beschlossen (mit zusätzlichen Förderbeiträgen 
von knapp CHF 35'000.00). Im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine sind andererseits die Preise 
der fossilen Energieträger und des Stroms deutlich angestiegen. Dies hat dazu geführt, dass die Nach-
frage nach erneuerbaren Heizungen und Photovoltaik-Anlagen, und entsprechend auch die Zahl der Ge-
suche für Förderbeiträge durch die Gemeinde, deutlich zugenommen hat. Um die sprunghaft angestie-
gene Nachfrage nach Förderbeiträgen decken zu können, wurde anlässlich der Gemeindeversammlung 
vom 07.12.2022 ohne Gegenstimme ein Nachtragskredit über CHF 100'000.00 zu Lasten der Rechnung 
2022 beschlossen. 
 
Die Schwankungen bei der Nachfrage der Förderbeiträge und die eingetretenen schnellen Änderungen 
der energiepolitischen Rahmenbedingungen haben gezeigt, dass das Förderreglement und die konkreten 
Förderbeiträge diesen Herausforderungen angepasst werden müssen.  
 
 
Anpassung Förderreglement 
 
Das «Reglement über die Gewährung von Investitionsbeiträgen an erneuerbare Energieträger» wurde 
vor 10 Jahren letztmals angepasst. Das bisherige Reglement muss in einigen Punkten den aktuellen 

  1'000 CHF

C:\A_Daten\Dropbox (Bereich Bau)\1-Fre\C-EnergieUmwelt\11_Energie\Förderbeiträge\[Liste-Beiträge-Erneuerbar_V2_aktuell.xlsx]Statistik

Investitionsbeiträge an erneuerbare Energieträger seit 1993
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Gegebenheiten angepasst werden. Die neu vorgeschlagene Fassung des Reglements ist in einer kom-
mentierten synoptischen Darstellung neben dem bisherigen Reglement dargestellt (siehe beiliegende Sy-
nopse).  
 
Kernpunkt der Anpassung ist die Höhe der jährlich verfügbaren Beiträge (bisher CHF 35'000.00 gemäss 
§ 1) und die heute fehlende Flexibilität, die schwankende Nachfrage nach Beiträgen über die Jahre aus-
gleichen zu können. Ausgehend von den jährlichen Konzessionsabgaben der EBL und der IWB von rund 
CHF 70'000.00 und angesichts des grossen Bedarfs an Investitionen zur Umstellung auf eine erneuerbare 
Energieversorgung wird ein künftiges Förderbudget im Bereich von CHF 65'000.00 als angemessen er-
achtet (siehe neuer § 2). 
 
Damit die jährlichen Schwankungen von Beitragszahlungen ausgeglichen werden können, wird ein Wech-
sel zu einer Fonds-Lösung vorgeschlagen (neuer § 2). Dabei würden, bis zu einer Fonds-Obergrenze von 
CHF 300'000.00, jährlich CHF 65'000.00 in den Förderbeitrags-Fonds überwiesen. Eine Äufnung bzw. 
Finanzierung des Fonds durch Steuern ist gemäss § 22 der Gemeindefinanzverordnung nicht zulässig. 
Darum werden der Grossteil der Konzessionsabgaben für die Fondsäufnung verwendet. Aus diesem 
Fonds könnten dann reglementskonforme Beitragszahlungen ausgerichtet werden. Eine Fonds-Lösung 
mit einem genügend hohen Schwankungsbereich ermöglicht es in Zukunft besser, hohe Nachfragen we-
gen ändernden Rahmenbedingungen oder bewusste Förder-Aktionen der Energiestadt Frenkendorf aus-
gleichen zu können. 
 
Weiter wird das Förderreglement bei den bisherigen § 2 bis 4 vereinfacht und in den neuen § 3 und 4 
zusammengefasst. Dem Gemeinderat soll mehr Freiheit gegeben werden, die jeweilige Förderpraxis 
(Festlegung der beitragsberechtigten Anlagen und die Höhe der Beiträge) den aktuellen Rahmenbedin-
gungen anpassen zu können. Wenn beispielsweise die Förderbeiträge von Kanton und Bund bei be-
stimmten Technologien angehoben werden, kann Frenkendorf allenfalls andere erneuerbare Technolo-
gien mit geringeren Beiträgen von Kanton und Bund priorisieren. Bisher in der Praxis nicht aufgetretene 
oder überholte Regelungen aus den bisherigen § 2 bis 4 wurden gestrichen oder angepasst. 
 
Es wird weiter vorgeschlagen, den Zweck des Förderreglements auch auf den Bereich Energiesparen 
(Strom, Wärme) auszudehnen, um der Energiestadt noch mehr Flexibilität für bestimmte Förderaktionen 
im Bereich Energieeffizienz zu geben. Aus diesem Grund werden der Titel des Reglements sowie einige 
Inhalte entsprechend angepasst. 
 
Die Bau- und Umweltschutzdirektion BL hat eine Vorprüfung des neuen Reglements vorgenommen und 
keinen Änderungsbedarf erkannt. Das revidierte Reglement muss nach dem Beschluss der Gemeinde-
versammlung vom 17. April 2023 wiederum durch die BUD BL genehmigt werden.  
 
 
Neue Förderbeiträge ab 01.02.2023 und gegebenenfalls 01.05.2023  
 
In den folgenden Abschnitten werden die Fördergesuche 2021 und 2022 ausgewertet sowie die typischen 
Kosten von PV-Anlagen und erneuerbaren Heizungen ab 2023 angegeben. 
 
Ausgehend von diesen Auswertungen wurden folgende Schwerpunkte für die bereits erfolgte Anpassung 
der Förderbeiträge der Gemeinde Frenkendorf ab 01.02.2023 resp. die geplante Erweiterung ab 
01.05.2023 abgeleitet: 

• Der Bau neuer PV-Anlagen und allfällige lokale PV-Stromspeicher sollen weiterhin den finanziellen 
Schwerpunkt der kommunalen Förderung darstellen, u.a. wegen tiefen oder fehlenden Bundesbeiträ-
gen für diese Anlagen. Der Kanton fördert keine PV-Anlagen oder -Speicher. 

• Die heutigen Maximalbeiträge von CHF 3'000.00 / PV-Anlage resp. CHF 2'000.00 / PV-Speicher müs-
sen reduziert werden, um wegen der aktuellen Nachfrage ein viel zu hohes Fördervolumen zu ver-
meiden.  

• Bisher wurde der Ersatz fossiler Heizungen nur bei teuren Erdsonden-Wärmepumpen oder im Rah-
men einer limitierten Aktion für 30 Anlagen gefördert. Es wird vorgeschlagen, dass in Zukunft generell 
ein Beitrag von CHF 500.00 / Heizungsersatz von fossilen auf erneuerbare Anlagen bezahlt wird. 
Dieser eher symbolische Beitrag soll als klares Zeichen der Energiestadt Frenkendorf bei der Kom-
munikation / Förderung genutzt werden, um den Wechsel von der fossilen zur erneuerbaren Energie-
versorgung zu beschleunigen. 
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• Die neuen Beiträge wurden nach dem Beschluss des Gemeinderates umgehend auf der Homepage 
der Gemeinde und im Anzeiger kommuniziert und ab 01.02.2023 in Kraft gesetzt. Beim Heizungser-
satz werden die neuen Beiträge ab 01.05.2023 in Kraft gesetzt, sofern die Gemeindeversammlung 
der vorliegenden Reglementsanpassung zustimmt. 

• Ausgehend von einem künftigen Förderbudget von CHF 65'000.00 / Jahr werden die neuen Maximal-
Beiträge gemäss nachstehender Liste vorgeschlagen. Sollte widererwarten die vorgeschlagene An-
passung des Förderreglements per 01.01.2023 scheitern, so müssten die künftigen Förderbeiträge 
für PV-Anlagen / -Speicher umgehend der aktuellen Situation und Nachfrage angepasst und vermut-
lich noch weiter gesenkt werden. Die Beiträge für den Heizungsersatz könnten dann nicht per 
01.05.2023 in Kraft gesetzt werden.  

• Die Revision des Förderreglements sieht vor, dass in Zukunft auch Energieeffizienz-Massnahmen 
unterstützt werden könnten. Trotz deutlicher Anhebung des künftigen Förderbudgets, dürfte kurzfris-
tig die Ausrichtung regulärer Beiträge für Sparmassnahmen finanziell nicht möglich sein. Hier könnten 
es vermutlich eher limitierte Förderaktionen sein, wenn die Nachfrage nach Beiträgen an die erneu-
erbaren Energieanlagen nicht den Erwartungen entsprechen sollte. 

 

 
 
 
Fördergesuche 2021 und 2022 
 
Die nachstehende Zusammenstellung gibt einen Überblick über die Fördergesuche seit 2021. Die Förde-
rung von PV-Anlagen war - wie beabsichtigt - mit 42 Projekten und Beiträgen über CHF 122'244.00 do-
minant. Die Gemeinde unterstützt auch Zusatzinvestitionen für lokale Speicher bei PV-Anlagen (10 Ge-
suche mit Beiträgen über CHF 17'500.00 seit 2021). Die aktuell noch explizite Förderung von eher teuren 
Wärmepumpen mit Erdsonden beim Ersatz einer fossilen Heizung wurde 4-mal beantragt. Die limitierte 
Förderaktion für den Heizungsersatz und die Impulsberatung beansprucht Beiträge über rund 
CHF 31'500.00. 
 
Im Unterschied zu früheren Jahren wurden keine Beiträge mehr für thermische Solaranlagen oder Holz-
feuerungen nachgefragt. 
 

 

Förderbeiträge erneuerbare Energieanlagen und Effizienzmassnahmen

Anlage Grösse Schätz. Beiträge

bis 31.01.2023 ab 01.02.2023* Anl./Jahr CHF/Jahr

PV-Anlage ab 3 kWp 3'000 2'000 22 44'000

Speicher zu PV-Anl. 4 bis 10 kWh 1'500 500 6 3'000

Speicher zu PV-Anl. ab 10 kWh 2'000 800 6 4'800

ab 01.05.2023**

1'000 Aktion 30 Anl. 500 25 12'500

* Gilt ab Datum des Gesucheingangs Total 64'300

** Gilt nur, wenn die Gemeindeversammlung im April 2023 der Änderung des Förderreglementes zustimmt

Maximal-Beitrag (CHF/Anlage)

Ersatz fossiler Heizung durch 

erneuerbare Anlage

Fördergesuche Gemeinde Frenkendorf (ab 2021)

Anlageart Anzahl

Anlagen Gemeinde Kanton Bund

Photovoltaik 42 122'244 0 207'579

PV-Speicher 10 17'500 0 0

EWP - Erdsonde 4 12'000 45'450 0

Heizungsersatz 30 30'000 nicht bek. 0

Impulsberatung 10 1'500 nicht bek. 0

Total 96 183'244 45'450 207'579

> davon ausbezahlt 59 105'486 34'250 118'128

> Auszahl. bereits fällig 2 6'000 0 9'638

> Abschluss pendent 35 71'758 11'200 79'813

fehlender Kredit per Ende 2022 für vorliegende Gesuche:

> bereits ausbezahlt 20'000

> noch offene Auszahlungen 77'758

Total fehlende Mittel 97'758

Beiträge (CHF)
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Aktuelle Kostenbeispiele und Förderbeiträge an erneuerbare Energieanlagen 
 
Die nachstehenden Beispiele zeigen die Investitionskosten, Förderbeiträge und mögliche Steuereinspa-
rungen von typischen erneuerbaren Energieanlagen bei Einfamilienhäusern. Bei den PV-Anlagen sind 
die aktuellen Bundesbeiträge nicht mehr sehr hoch. Nur dank dem Beitrag der Gemeinde Frenkendorf 
kann der Anteil der selbstbezahlten Kosten (nach Steuereinsparung) auf rund 65 % gesenkt werden. Bei 
den erneuerbaren Heizungen sind die Beiträge des Kantons BL so hoch, dass die selbstbezahlten Kosten 
auch ohne Beitrag der Gemeinde bei rund 65 % zu liegen kommen. Aus diesem Grund sollte die Förde-
rung in Frenkendorf weiterhin auf PV-Anlagen fokussiert bleiben. Der Maximalbeitrag soll von heute 
CHF 3'000.00 / Anlage auf CHF 2'000.00 / Anlage reduziert werden, um entsprechend mehr Anlagen 
fördern zu können. Angesichts der steigenden Strompreise und der ab 2023 um 5 Rappen auf 15 Rp. / 
kWh angehobenen Einspeisevergütung für überschüssigen PV-Strom, verbessert sich der Pay-Back der 
PV-Anlagen trotz (nachfragebedingten) gestiegenen Anlagekosten. 
 
 
 

 
 
Seit Mai 2020 zahlt der Kanton für den Ersatz von fossilen Heizungen deutlich höhere Beiträge. Auf Bun-
desebene wurde vor kurzem eine weitere Anhebung der Beiträge beim Heizungsersatz beschlossen, 
deren Auswirkungen auf die künftigen Beiträge noch unklar ist. Hingegen sind die Bundesbeiträge (Pro-
novo) bei PV-Anlagen in den vergangenen Jahren stetig gesunken und erscheinen aus heutiger Sicht 
eher tief. Auch gibt es für den Einsatz von Batteriespeichern bei PV-Anlagen zurzeit keine Beiträge. Aus 
Sicht des Gemeinderates sollte darum weiterhin die Förderung von PV-Anlagen mit lokalen Speichern 
die erste Priorität sein.  

 
 

PV-Anlagekosten Frenkendorf (Situation 2023)

Anlagengrösse EFH Klein Mittel Gross

Leistung 5 10 15 kWp

Stromproduktion pro Jahr 5'000 10'000 15'000 kWh/a

Anlagekosten Total 21'900 100% 36'800 100% 43'100 100% CHF inkl. Mehrkosten 15%

 > Beitrag Bund   1) 2'200 4'000 6'000 CHF Beiträge ab 1.1.2023

 > Beitrag Gemeinde 2'000 2'000 2'000 CHF neu ab 1.2.2023

 > Steuereinsparung 3'500 6'200 7'000 CHF Grenzsteuersatz 20%

 ➔  selbstbezahlte Kosten 14'200 65% 24'600 67% 28'100 65% CHF

Jährlicher Ertrag   2) 840 1'630 2'360 CHF/a

 ➔  Pay-Back-Dauer 17 15 12 Jahre

Anteil Eigenbedarf (Rest Einspeis.) 35% 25% 15% neu differenziert nach Grösse

Hinweise:

1) Einmalvergütung Pronovo ab 01.01.2023  (400.- pro kWp plus Grundbeitrag von 200.- bei Anlagen bis 5 kWp)

2) Eigenbedarfsdeckung à 20 Rp./kWh und 15 Rp./kWh Einspeisevergütung EBL ab 1.1.2023 Preiserhöhung EBL 2023 +3.6 Rp.

Einspeisevergütung + 5 Rp./kWh

Erneuerbare Heizungen Baselland (Situation 2022)

Gebäude EFH EFH EFH

Heizsystem WP Luft WP Sonde Pellet

Leistung 10 10 10 kW

Wärmebedarf pro Jahr 16'000 16'000 16'000 kWh/a

Anlagekosten Total 42'000 100% 60'000 100% 40'000 100% CHF https://erneuerbarheizen.ch/

 > Beitrag Kanton BL 8'000 12'000 7'000 CHF Beiträge seit Mai 2020

 > Beitrag Gemeinde 500 500 500 CHF neu ab 01.05.2023

 > Steuereinsparung 6'700 9'500 6'500 CHF Grenzsteuersatz 20%

 ➔  selbstbezahlte Kosten 26'800 64% 38'000 63% 26'000 65% CHF

C:\Users\boellesa\Dropbox (Bereich Bau)\C-EnergieUmwelt\11_Energie\Förderbeiträge\2022-2023-Nachtragskredit-Reglementsanpassung\2023-Reglementsanpassung\[Erneuerbare-Heizungen_2022_UK.xlsx]Beispiele2022Stand 30.12.2022
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Als klares Signal der Energiestadt Frenkendorf für einen Wechsel zu erneuerbaren Heizanlagen erachtet 
es der Gemeinderat trotz ansprechenden Kantonsbeiträgen als sinnvoll, den Ersatz fossiler durch erneu-
erbare Heizungen mit einem – zwar eher symbolischen – Beitrag von CHF 500.00/Anlage zu unterstüt-
zen. Die Kosten für den Heizungsersatz, die Beiträge sowie die realistische Steuereinsparung sind in der 
vorstehenden Tabelle zusammengestellt. Wie bei den PV-Anlagen resultieren so selbstzutragende Kos-
ten bis 65 %.   
 
 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung als Beschluss: 
 
Das Reglement über die Gewährung von Investitionsbeiträgen an erneuerbare Energieträger und 
Energieeffizienzmassnahmen (Förderreglement) wird genehmigt und tritt nach der Genehmigung 
durch die Bau- und Umweltschutzdirektion des Kantons Basel-Landschaft rückwirkend per 1. Ja-
nuar 2023 in Kraft. 
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Anhang 1 
 
 
 
 
 
 
 
 

Polizeireglement 
 

der Gemeinde Frenkendorf 
vom 17. Monat 2023 

 
per 1. Juni 2023 

 
 

(Version EGV vom 17.04.2023) 
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Ingress 
 
Die Einwohnergemeindeversammlung der Gemeinde Frenkendorf, gestützt auf § 47 Absatz 1 Ziffer 2 des 
Gemeindegesetzes vom 28. Mai 1970 (GS 24.293, SGS 180) beschliesst: 
 
 
 
A Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Zweck 

1 Dieses Reglement regelt die Aufgaben zur Wahrung der öffentlichen Ordnung sowie weitere übertra-
gene Aufgaben nach Gemeindegesetz4 und Polizeigesetz5 auf dem Gebiet der Gemeinde Frenkendorf, 
insbesondere die Bereiche: 

- Öffentliche Ordnung 

- Schutz vor Immissionen 

- Allmend und öffentliches Eigentum 

- Aufsicht über Wald und Flur 

- Verkehrssicherheit und -anordnungen 

2 Es legt in Verbindung mit der kantonalen Gesetzgebung die Kompetenzen und Zuständigkeiten fest. 
 
 
§ 2  Grundsatz 

1 Der Gemeinderat und die in seinem Auftrag handelnden Behörden und Organisationen sorgen im Rah-
men ihrer Zuständigkeit für die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften aus Bundes-, kantonalen und 
kommunalen Erlassen. Er wird vertreten durch das zuständige Gemeinderatsmitglied. 

2 Zur Wahrnehmung seiner polizeilichen Aufgaben stehen dem Gemeinderat die Gemeindepolizei Fren-
kendorf sowie weitere von ihm bezeichnete Organe zur Verfügung. 

3 Zur Wahrung der Ziele gemäss § 1 und Durchsetzung der Rechtsordnung gemäss § 2 Abs. 1 ist der 
Gemeinderat befugt, Verhaltensregeln und Verbote für genau definierte öffentliche Zonen auszusprechen 
(z.B. befristetes oder unbefristetes Konsumationsverbot von Alkohol oder Tabak bzw. ein Betret- oder 
Verweilverbot). 

4 Bei der Aufgabenerfüllung sind insbesondere die Grundsätze der Gesetzes- und Verhältnismässigkeit 
sowie des öffentlichen Interesses zu beachten. 
 
 
§ 3 Polizeiliche Befugnisse in Notsituationen (Generalklausel) 

1 Fehlen besondere Bestimmungen, sind jene Massnahmen zu treffen, die zur Beseitigung einer erhebli-
chen Störung oder zur Abwehr einer unmittelbar drohenden, erheblichen Gefahr zum Schutz der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung sowie von Menschen, Tieren und Umwelt notwendig sind. 

2 Solche Massnahmen sind nur zulässig, soweit sie zeitlich dringlich sind. 

3 Das zuständige Mitglied des Gemeinderats sowie die Verwaltungsleitung sind im Anschluss über die 
getroffenen Massnahmen zu informieren. 
 
 
§ 4 Kosten 

1 Dienstleistungen zur Sicherstellung der öffentlichen Ruhe- und Ordnung sind grundsätzlich unentgelt-
lich. 

2 Der Gemeinderat kann Kostenersatz verlangen: 

a) von den Verursachenden ausserordentlicher Aufwendungen bei einem Einsatz, namentlich wenn 
dieser vorsätzlich oder fahrlässig verursacht worden ist oder wenn er in überwiegend privatem Inte-
resse erfolgt ist. 

b) von den Veranstaltenden von Anlässen, die Verkehrs- oder Ordnungseinsätze erfordern. 

 
4 Gesetz über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden vom 28.05.1970 (SGS 180) 
5 Polizeigesetz vom 28.11.1996 (SGS 700) 
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c) für die Durchführung von Wohnungsabnahmen; 

d) für die Zustellung von Urkunden; 

e) bei wiederholten und vermeidbaren Alarmen; 

f) bei vorsätzlichen falschen Alarmen. 

3 Die Kosten von Einsätzen Dritter, Polizei Basel-Landschaft, Sicherheitsfirma (Aufzählung nicht ab-
schliessend), können vollumfänglich den Verursachenden unter zusätzlicher Verrechnung der entstande-
nen Verwaltungskosten weiterverrechnet werden. 
 
 
B.  Organisation 
 
§ 5 Vollzugshilfe 

Die Gemeindepolizei Frenkendorf und beauftragte Dritte leisten den kantonalen und kommunalen Behör-
den bei der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben Vollzugshilfe. 
 
 
§ 6 Zusammenarbeit 

1 Die Gemeindepolizei Frenkendorf arbeitet mit der Polizei Basel-Landschaft zusammen, insbesondere 
bei präventiven Aktionen sowie auf Ersuchen. 

2 Der Gemeinderat kann die Zusammenarbeit zur Wahrung der öffentlichen Ordnung sowie zur Erfüllung 
übertragener Aufgaben mit anderen Gemeinden beschliessen und regeln. 
 
 
§ 7 Uniform und Bewaffnung 
Der Dienst der Gemeindepolizei Frenkendorf erfolgt uniformiert und bewaffnet. Wenn es die Umstände 
erfordern, sind Ausnahmen zulässig. 
C.  Kompetenzen 
 
§ 8 Anordnungen 

1 Den Anordnungen der Gemeindepolizei ist Folge zu leisten. 

2 Wer angehalten wird, ist berechtigt, von den kommunalen Polizeiorganen oder beauftragten Dritten den 
Namen und die Einsicht in den amtlichen Ausweis zu erhalten. 
 
 
§ 9 Polizeiliche Kompetenzen 

Die polizeilichen Kompetenzen und Zwangsmittel richten sich nach dem Gemeindegesetz6 und dem Po-
lizeigesetz7. 
 
 
§ 10 Aufforderung 

Die Gemeindepolizei kann Personen schriftlich oder mündlich unter Angabe des Grundes zur Befragung 
einbestellen, wenn dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 
 
 
§ 11 Inanspruchnahme privater Hilfe 

Wenn Gefahr droht, können Privatpersonen – soweit zumutbar – verpflichtet werden, Hilfe zu leisten. 
 
 
§ 12 Haftung 

1 Werden durch gemeindepolizeiliche Massnahmen Eingriffe in das Privateigentum nötig oder wird die 
Hilfe von Privatpersonen in Anspruch genommen, so ist die Gemeinde entschädigungspflichtig, sofern 
die Belastung ein zumutbares Mass übersteigt. 

2 Über die Höhe der Entschädigung entscheidet der Gemeinderat. 

 
6 Gesetz über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden vom 28.05.1970 (SGS 180) 

7 § 7i Polizeigesetz vom 28.11.1996 (SGS 700) 
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§ 13 Gebrauch von Waffen 

Der Waffengebrauch richtet sich nach den Bestimmungen des Polizeigesetzes8. 
 
 
§ 14 Befristeter Platzverweis 

1 Die Gemeindepolizei Frenkendorf kann Personen vorübergehend von einem Ort wegweisen, wenn es 
der Schutz oder die Herstellung der öffentlichen Ordnung erfordert. 

2 Feuerwehr, Zivilschutz, Sanität oder weitere eingesetzte Rettungskräfte können Personen vorüberge-
hend von einem Ort wegweisen oder fernhalten, wenn diese den Einsatz behindern oder gefährdet sind. 
 
 
D.  Besondere Vorschriften 
 
I. Gemeindepolizei  
 
1. Schutz der öffentlichen Ordnung 
 
§ 15 Grundsatz 

Alle haben sich so zu verhalten, dass weder Drittpersonen noch deren Eigentum gefährdet werden oder 
Schaden nehmen. 
 
 
§ 16 Verbotenes Verhalten 

1 Unanständiges oder Ärgernis erregendes Verhalten ist in der Öffentlichkeit verboten. 

2 Zudem ist im Weiteren verboten: 

a. das Stören von öffentlichen Veranstaltungen; 

b. die Konsumation von Alkohol und Tabak in Zonen bei entsprechendem Verbot; 

c. das Missachten von Verweil- und Zutrittsverboten. 
 
 
§ 17 Schiessen910 

1 Die Verwendung von Steinschleudern, Luftdruckwaffen, Armbrust, Pfeilbogen sowie schusswaffenähn-
lichen Geräten wie Paintball etc. ist auf öffentlichem Grund verboten. 

2 Das Schiessen mit Schusswaffen ist nur in bewilligten Schiessanlagen zulässig. 

3 Das Schiessen mit grosskalibrigen Schusswaffen ist verboten. 

4 Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen. 
 
 
§18 Unbemannte Luft- und Modellluftfahrzeuge im Siedlungsgebiet 

1 Vorbehältlich der vorliegenden Bewilligung des BAZL11 ist der Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge und 
Modellluftfahrzeuge (z.B. Drohnen) über öffentlichem Grund innerhalb des Siedlungsgebiets verboten. 

2 Sämtliche Fluggeräte gemäss Abs. 1 dürfen im Siedlungsgebiet nur innerhalb der Luftsäule über eige-
nem privatem Grund betrieben werden. 

3 Der Betrieb von Geräten gemäss Abs. 1 ist nur bei Tageslicht und frühestens ab 07.00 Uhr bis 12.00 
Uhr sowie ab 13.00 Uhr bis höchstens 20.00 Uhr, ausgenommen an Sonn und Feiertagen, gestattet.  

4 Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen und für bestimmte Gebiete Flugverbote erlassen. Diese 
Kompetenzen können auf die Verwaltung übertragen werden. 
 
  

 
8 Polizeigesetz vom 28.11.1996 (SGS 700) 

9 Bundesgesetz über Waffen, Waffenzubehör und Munition (Waffengesetz, WG) (SR 514.54) 

10 Kantonale Verordnung zum Bundesgesetz über Waffen, Waffenzubehör und Munition (GS 704.11) 

11 Bundesamt für Zivilluftfahrt 
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§ 19 Unbemannte Luft- und Modellluftfahrzeuge ausserhalb Siedlungsgebiets 

1 Unbemannte Luftfahrzeuge und Modellluftfahrzeuge (z.B. Drohnen) ausserhalb des Siedlungsgebiets 
dürfen nur so eingesetzt werden, dass dadurch Dritte nicht übermässig gestört werden. 

2 Der Betrieb von Geräten gemäss Abs. 1 ist nur bei Tageslicht und frühestens ab 07.00 Uhr bis 12.00 
Uhr sowie ab 13.00 Uhr bis höchstens 20.00 Uhr, ausgenommen an Sonn- und Feiertagen, gestattet. 

3 Der Gemeinderat kann Gebiete definieren, an welchen auch an Sonn- und Feiertagen Geräte gemäss 
Abs. 1 betrieben werden können. 

4 Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen und für bestimmte Gebiete Flugverbote erlassen. Diese 
Kompetenz kann auf die Verwaltung übertragen werden. 
 
 
2. Benützung und Schutz des öffentlichen Eigentums 
 
§ 20 Grundsatz 

Strassen, Wege und Plätze sowie öffentliche Anlagen und Einrichtungen etc. sind gemäss ihrer Zweck-
bestimmung sorgfältig zu nutzen. 
 
 
§ 21 Beschädigungen und Verunreinigungen 

1Wer öffentlichen Grund oder öffentliche Sachen beschädigt oder verunreinigt, hat diese umgehend in 
Stand zu stellen oder zu reinigen. 

2Verkaufsstellen, welche Esswaren und Getränke über die Strasse verkaufen, sind zur Sauberhaltung 
des angrenzenden Areals verpflichtet, sofern die Kundschaft aus ihrem Betrieb die Verunreinigung mit-
verursacht. 

3Muss die Instandstellung oder Reinigung durch Dritte oder Gemeindepersonal erfolgen, können die Kos-
ten den Verursachenden, den Organisierenden des Anlasses oder den Verkaufsstellen in Rechnung ge-
stellt werden. 
 
 
§ 22 Gesteigerter Gemeingebrauch  

1 Die Benützung von Allmend über den Gemeingebrauch hinaus, ist melde- bzw. bewilligungspflichtig. 

2 Dazu zählen insbesondere: 

a. Das Campieren und Aufstellen von Zelten, Wohnwagen, etc. ausserhalb dafür vorgesehener 
Plätze; 

b. Das Aufstellen von Mulden, Benützung von Allmend bei Baustellen, etc.; 

c. Das Durchführen von Veranstaltungen, Umzügen und Demonstrationen; 

d. Das Darbieten von Strassenmusik oder von Strassenkunst; 

e. Das Einrichten und Betreiben von Informations- und Verkaufsständen. 

3 Für die Benützung von Strassen bleiben das Strassenverkehrsrecht des Bundes sowie das kantonale 
Recht12 vorbehalten. 

4 Für die Benützung der öffentlichen Einrichtungen und Anlagen gilt die entsprechende Benützungs- und 
Gebührenordnung. 
 
 
§ 23 Plakate 

1 Das Plakatieren auf Gemeindegebiet und den von der Gemeinde aufgestellten Ständern ist bewilligungs-
pflichtig. 

2 Temporäre Wahl- und Abstimmungsplakate benötigen keine Bewilligung. Sie dürfen innerorts und aus-
serorts auf öffentlichem Grund angebracht werden und unterliegen keiner zahlenmässigen Beschrän-
kung. 

 
12 Strassengesetz vom 24.03.1986 (SGS 430) sowie Strassenverkehrsgesetz Basel-Landschaft vom 03.05.2012 (SGS 481) 
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3 Näheres regeln die kantonale Verordnung über Reklamen13, das Strassenverkehrsgesetz, die Signali-
sationsverordnung sowie das kantonale Raumplanungs- und Baugesetz. 
 
 
3. Schutz vor Immissionen 
 
§ 24 Grundsatz 

1 Jede Person ist gehalten, übermässig störende Einwirkungen auf ihre Umgebung zu vermeiden. 

2 Für Industrie-, Gewerbe- und Baulärm gelten die Bestimmungen des Bundesrechts14. 
 
 
§ 25 Nachtruhe 

1 Als Nachtruhe gilt die Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr. Ausgenommen sind die Fasnachtstage, der 31. Juli, 
der Bundesfeiertag am 1. August sowie Silvester am 31.Dezember. Die zeitliche Beschränkung der 
Nachtruhe gilt nicht für termingebundene Arbeiten in der Landwirtschaft. 

2 Der Gemeinderat ist berechtigt, Ausnahmen zu bewilligen. In diesen Fällen sind die Bewilligungsaufla-
gen massgebend. 

3 Lärmverursachende temporäre Nachtarbeit ist im Rahmen der betrieblichen Notwendigkeit gestattet, 
sofern diese im öffentlichen Interesse liegt. 
 
 
§ 26 Öffentliche Ruhetage 

An Sonn- und Feiertagen ist jede lärmige Tätigkeit untersagt. Für das Ruhegebot an Sonn- und Feierta-
gen gelten die Bestimmungen des kantonalen Rechts15. 
 
 
§ 27 Lärmverursachende Tätigkeiten  

1 Lärmverursachende gewerbliche Tätigkeiten, welche nicht den Bestimmungen des Bundesrechts unter-
liegen, dürfen in bewohntem Gebiet an Werktagen von Montag bis Freitag in der Zeit von 07.00 bis 12.00 
Uhr sowie zwischen 13.00 und 18.00 Uhr am Samstag in der Zeit von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie 
zwischen 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr ausgeführt werden. 

2 Lärmverursachende Haus- und Gartenarbeiten dürfen in bewohntem Gebiet an Werktagen von Montag 
bis Freitag in der Zeit von 07.00 bis 12.00 Uhr sowie zwischen 13.00 und 20.00 Uhr, am Samstag in der 
Zeit von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie zwischen 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr, ausgeführt werden. 

3 Radio- und Fernsehgeräte sowie andere Apparate zur Tonwiedergabe sind höchstens in Zimmerlaut-
stärke zu betreiben. Beim Musizieren und Singen ist auf die Nachbarschaft Rücksicht zu nehmen. Der 
Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen. 

4 Die Benützung der öffentlichen Abfallsammelstellen ist nur an Werktagen (inkl. samstags) von 07.00 Uhr 
– 20.00 Uhr gestattet. 

5 Für Spiele und Sport im Freien gelten die Bestimmungen der Nachtruhe. 
 
 
§ 28 Lärmverursachende Geräte 

1 Die Verwendung von Lautsprechern, Megafonen und anderen übermässig lärmverursachenden Anla-
gen in Landschaftsschutzzonen und Naturschutzgebieten ist verboten.  

2 Die Benutzung von Sirenen, Megafonen, Signalgeräten und ähnlichen Vorrichtungen, (Aufzählung nicht 
abschliessend), ausserhalb der Fasnachtstage ist verboten. Ausgenommen sind sachkundig installierte 
akustische Sicherheitseinrichtungen. 
 
 
  

 
13 Verordnung über Reklamen vom 29. Oktober 1996 (Stand 1. Juli 2015) (SGS 481.12) 

14 Lärmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 (SR 814.41) sowie Richtlinie über bauliche und betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms 

gemäss Artikel 6 der Lärmschutzverordnung (Stand 2011) 

15 Gesetz über die öffentlichen Ruhetage und den Sonntagsverkauf vom 10.06.2010 (SGS 547) 
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§ 29 Freizeit- und Sportanlagen 

1 Lärmverursachende Spiele und Sport im Freien sind werktags zwischen 08.00 und 22.00 Uhr, sonntags 
zwischen 10.00 Uhr und 22.00 Uhr gestattet. Für Turniere und Meisterschaften können Ausnahmen be-
willigt werden. 

2 Bei der Benützung der öffentlichen Schul-, Freizeit- und Sportanlagen ist die jeweils gültige Benützungs-
ordnung zu beachten. Die durch die Gemeinde Beauftragten sind berechtigt, Personen, die sich nicht an 
die geltenden Vorschriften halten, des Platzes zu verweisen und beim Gemeinderat zu verzeigen. 
 
 
§ 30 Feuerwerk und Knallkörper  

1 Das Abbrennen von Knallkörpern bzw. Feuerwerk jeglicher Art ist verboten, ausgenommen anlässlich 
der Bundesfeier vom 1. August sowie in der Silvesternacht, 31. Dezember, jeweils in der Zeit von 20.00 
Uhr bis 01.00 Uhr. 

2 Das Steigenlassen von Himmelslaternen und ähnlichem ist verboten. 

3 Der Gemeinderat kann für Anlässe im öffentlichen Interesse Ausnahmen bewilligen. 
 
 
§ 31 Lichtemissionen 

1 Kunstlicht im Aussenraum ist massvoll und gezielt einzusetzen. Die Beleuchtung von Objekten muss 
zielgerichtet erfolgen. Brenndauer und Beleuchtungsstärke müssen den betrieblichen Ansprüchen ange-
passt sein. Auf Dritte ist Rücksicht zu nehmen. 

2 Die Verwendung von himmelwärts gerichteten Lichtquellen, wie Skybeamer, Laser, etc. im Aussenraum 
ist verboten. Im Weiteren ist auch das Blenden von Personen und Tieren mittels Laserpointer, etc. unter-
sagt. 

3 Mit Ausnahme von historisch bedeutenden oder repräsentativen öffentlichen Gebäuden ist das Anleuch-
ten von Liegenschaften von aussen untersagt. 

4 Der Betrieb von gewerblichen Beleuchtungsanlagen ist zeitlich zu beschränken. Für dekorative, nicht 
sicherheitsrelevante Beleuchtungen sowie Beleuchtungen von Schaufenstern und Reklamen, ausgenom-
men Betriebe während ihren Öffnungszeiten, gilt eine beleuchtungsfreie Zeit von 22.00 bis 06.00 Uhr. 
Notwendige, sicherheitsrelevante Beleuchtungen sind für diesen Zeitraum mit Zeitschaltern oder Bewe-
gungsmeldern auszustatten. Von dieser Regelung ausgenommen sind die öffentlichen Beleuchtungen. 

5 Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen Ausnahmen gewähren. 

6 Der Gemeinderat kann die Beseitigung übermässig störender Lichtemissionen, die von Lichtquellen im 
Aussenraum oder von Innenraumbeleuchtungen ausgehen, auf Kosten des Verursachenden anordnen. 
 
 
II. Fluraufsicht  
 
§ 32 Grundsatz 

Wald und Landschaft sind gebührend zu schonen. Alle sind verpflichtet, sie sauber zu halten und zu ihrer 
Sicherung und Erhaltung beizutragen. 
 
 
§ 33 Kantonale oder kommunale Anordnungen 

1 Die vom Gemeinderat oder kantonalen Stellen erlassenen Anordnungen sind zu befolgen. 

2 Insbesondere beim Auftreten von ansteckenden Pflanzenkrankheiten, Schädlingen etc. erlässt der Ge-
meinderat die erforderlichen Anordnungen 
 
 
§ 34 Spazierwege 

1 Wald, Wiesen und Äcker sind auf den dafür vorgesehenen Wegen zu begehen oder wo bewilligt zu 
befahren. 

2 Der Gemeinderat ist berechtigt, insbesondere zum Schutz von Jungwuchs und Tierwelt oder aus Si-
cherheitsgründen das Betreten einzelner Waldabschnitte oder von Kulturland zu verbieten. 
  



 

- 23 - 

§ 35 Grundstücke 

Ungenutzte, nicht bestellte Grundstücke sind in Ordnung zu halten 
 
 
§ 36 Schädlinge (Neobiota und Pathogene) 

1 Der Gemeinderat kann nach vorgängiger Absprache mit den kantonalen Fachstellen die Grundeigentü-
merin oder den Grundeigentümer zur Durchführung von Massnahmen zur Bekämpfung pflanzlicher und 
tierischer Schädlinge verpflichten. 

2 Wird der Aufforderung nicht Folge geleistet, so werden die Massnahmen durch das Gemeindepersonal 
oder beauftragte Dritte ersatzweise vorgenommen. Die Kosten gehen zu Lasten der Grundeigentümerin 
oder des Grundeigentümers. 

3 Eigentümerschaft, Pächterin und Pächter sowie Bewirtschafterin und Bewirtschafter von Grund und Bo-
den sind verpflichtet, beim Auftreten ansteckender und schädlicher Krankheiten von Pflanzen, Schädlin-
gen usw. den durch den Gemeinderat erlassenen Anordnungen Folge zu leisten. 
 
 
III. Wirtschaftspolizei 
 
§ 37 Bewilligungen 

1 Die Bewilligung für Anlässe gemäss § 4 Abs. 1 lit. C des Gastgewerbegesetz16 wird durch den Gemein-
derat erteilt; diese Kompetenz kann auf die Verwaltung übertragen werden. 

2 Näheres regelt die Verordnung zum Polizeireglement. 
 
 
IV. Tiere 
 
§ 38 Grundsatz 

1 Im Rahmen übergeordneter Gesetzgebung überwacht der Gemeinderat die Einhaltung der Tierschutz-
gesetzgebung. Zuwiderhandlungen werden verzeigt. 

2 Die Vorschriften der kantonalen17 und eidgenössischen18 Tierschutzgesetzgebung sind einzuhalten. 
 
 
V. Reit- und Zugtiere 
 
§ 39 Reiten 

1 Das Reiten ist auf allen befestigten Wegen ohne signalisiertes Reitverbot gestattet. 
 
 
VI. Verkehr 
 
§ 40 Verkehrssicherheit 
Der Gemeinderat sorgt im Rahmen seiner Zuständigkeit für die Verkehrssicherheit auf Gemeindestras-
sen. 
 
 
§ 41  Temporäre Verkehrsanordnungen 

1 Temporäre verkehrspolizeiliche Massnahmen auf Gemeindestrassen und -plätzen können durch den 
Gemeinderat angeordnet werden. Dieser kann die Kompetenz an die Verwaltung delegieren. 

2 Temporäre Verbotssignale im ruhenden Verkehr erlangen ihre Gültigkeit, wenn sie mindestens 48 Stun-
den vor dem signalisierten Zeitraum aufgestellt wurden. 

3 Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter haben dementsprechend eine Aufsichtspflicht für ihre auf öf-
fentlichem Areal abgestellten Fahrzeuge. 
  

 
16 Gastgewerbegesetz vom 5. Juni 2003 (SGS 540) 

17 Verordnung über den Tierschutz vom 10.03.2009 (SGS 615.12) 

18 Tierschutzgesetz vom 16.12.2005 (SR 455) und Tierschutzverordnung vom 23.04.2008 (SR 455.1) 
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§ 42  Wegschaffen von Fahrzeugen  

1 Motorfahrzeuge und Anhänger, die vorschriftswidrig parkiert sind, deren Parkierung gesteigerten Ge-
meingebrauch darstellt oder die den Verkehr behindern oder gefährden, die herrenlos sind oder gegen 
spezielle Anordnungen parkiert werden, können im Rahmen von § 10 Abs. 2 SVG BL durch die Gemein-
depolizei oder durch sie beauftragten Stellen weggeschafft oder mit einer Wegfahrsperre belegt werden, 
sofern der Fahrzeuglenker nicht auffindbar ist oder den Anweisungen der Gemeindepolizei nicht Folge 
geleistet wird. 

2 Die Wegschaffungskosten richten sich nach Rechnung der aufgebotenen externen Abschleppfirma und 
werden dem Fahrzeughalter auferlegt. Der Einsatz der Wegfahrsperre ist gebührenpflichtig. 
 
 
§ 43  Überhängende Bepflanzungen 

1 In das Lichtraumprofil einragende Bepflanzungen sind an öffentlichen Strassen, Trottoirs und Fusswe-
gen von der Grundstückseigentümerschaft so zurückzuschneiden, dass die Verkehrssicherheit und das 
ungestörte Begehen garantiert sind. Insbesondere dürfen die Wirkung der öffentlichen Beleuchtung sowie 
die Sicht auf Strassensignale, Strassentafeln und Hausnummern nicht beeinträchtigt sein. 

2 Muss der Rückschnitt nach erfolgloser Aufforderung der Pflichtigen auf öffentliche Anordnung hin erfol-
gen, gehen die Kosten zu Lasten der Grundstückseigentümerschaft. 
 
 
§ 44  Schneefall und Glatteis 

1 Der Grundeigentümerschaft ist es verboten, Schnee und Eis von privaten Grundstücken auf öffentlichem 
Areal zu deponieren. 

2 Sie sorgen dafür, dass drohende Gefahren von Dachlawinen und -vereisungen beseitigt werden. 
3 Bei einer anstehenden Schneeräumung müssen Fahrzeuge so parkiert sein, dass sie die Schneeräu-
mungsmaschinen nicht behindern. 
 
 
VII. Gesundheit 
 
§ 45  Grundsatz 

Die kommunalen Polizeiorgane sorgen für die Einhaltung der kantonalen und eidgenössischen Rechts-
grundlagen und bringen Zuwiderhandlungen zur Anzeige. 
 
 
VIII. Sicherheit 
 
§ 46  Einzäunungen 

Es ist untersagt, an öffentlichen Strassen, Plätzen und Wegen sowie an öffentlich zugänglichen privaten 
Orten Einfriedungen, (Zäune, Hecken etc.) anzubringen, welche Personen oder Tiere verletzen können. 
 
 
IX Fasnachtsveranstaltungen und Ähnliches 
 
§ 47  Organisation der Fasnacht 

1Der Gemeinderat oder durch ihn bestimmte Stellen, regeln die Fasnachtsveranstaltungen, Marschübun-
gen und Bummelsonntage. 

2Für die Fasnacht gelten die nachstehenden Vorschriften: 

a)  Die Strassenfasnacht ist auf den Zeitraum vom Montag nach Ascher Mittwoch bis zum darauffolgen-
den Sonntag beschränkt. Weitere Veranstaltungen oder zeitliche Änderungen der Strassenfasnacht 
bedürfen einer Bewilligung.  

 
 
§ 48 Feuer 

1 Grosse Feuer im öffentlichen Raum sind bewilligungspflichtig. 

2 Verboten ist das Abbrennen stark rauchenden oder übelriechenden Gegenstände.  
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E.  VERFAHRENS UND STRAFBESTIMMUNGEN 
 
§ 49 Anzeige 

Alle Personen sind berechtigt, Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Reglements bei der 
Gemeindepolizei oder der Verwaltung anzuzeigen. 
 
 
§ 50 Bewilligungserteilung 

1 Soweit dieses Reglement eine Bewilligung vorschreibt, ist für deren Erteilung der Gemeinderat oder die 
von ihm bezeichnete Stelle zuständig. 

2 Anlässe auf öffentlichem Grund sowie jene nach Gastgewerbegesetz des Kantons Basel-Landschaft 
(SGS 540) sind grundsätzlich bewilligungs- und gebührenpflichtig. Ausgenommen sind gemeindeeigene 
Anlässe. 

3 Die Gebührenhöhe wird nach Massgabe des Verwaltungsaufwands im Rahmen des sog. Äquivalenz- 
und Kostendeckungsprinzips bemessen. 
 
 
§ 51 Bewilligungsverfahren 

1 Bewilligungsgesuche sind in der Regel vier Wochen vor dem Anlass einzureichen. 

2 Bietet die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller keine Gewähr für die Einhaltung der Auflagen, kann 
die Erteilung verweigert werden. 

3 Sind die Voraussetzungen für die Bewilligung nicht mehr gegeben oder werden Auflagen nicht einge-
halten, wird die Bewilligung entzogen. 

4 Das Nichteinholen der vorgeschriebenen Bewilligung oder das Nichteinhalten von Bewilligungsauflagen 
wird geahndet. 

5 Gegen Entscheide der Bewilligungsstelle kann beim Gemeinderat innert 10 Tagen Beschwerde erhoben 
werden. 
 
 
§ 52 Bewilligungsgebühr 

1 Die Gebührenhöhe wird nach Massgabe des Verwaltungsaufwands im Rahmen des sog. Äquivalenz- 
und Kostendeckungsprinzips bemessen. 

2 Für die Erteilung einer Bewilligung kann eine kostendeckende Gebühr bis CHF 1’000.00 erhoben wer-
den.  

3 Die Bewilligungsgebühr ist vor dem Anlass zu entrichten. 
 
 
§ 53 Strafbarkeit 

1 Strafbar sind natürliche Personen. 

2 Strafbar ist auch die fahrlässige Übertretung dieses Reglements. 
 
 
§ 54 Strafbestimmungen 

1 Wer gegen dieses Reglement oder eine darauf gestützte Verfügung gemäss den nachfolgenden Best-
immungen oder den auf diese Bestimmungen abgestützten Mass-nahmen (§§ 8 Abs. 1, 11, 14 Abs 1+2, 
15, 16, 17 Abs. 1-3. 18 Abs 1-3, 19 Abs. 1+2, 20, 21 Abs. 1+2, 22, 24 Abs. 1, 25 Abs. 1, 27-30, 31 Abs. 
1-4, 32, 33 Abs. 1+2, 34, 35, 36, 38, 42, 43 Abs. 1, 44-48, 50, 51 Abs. 4, 52 Abs.3) verstösst, kann vom 
Gemeinderat mit einer Busse bis zur im Gesetz über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden 
(Gemeindegesetz) bestimmten Maximalbusse bestraft werden. 

2 Sind Bussen auf dem Betreibungsweg uneinbringlich, beantragt der Gemeinderat dem Strafgerichtsprä-
sidium gemäss § 83 des Gemeindegesetzes deren Umwandlung in eine Ersatzfreiheitsstrafe. 
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§ 55 Ordnungsbussenverfahren 

1 Übertretungen gegen Bestimmungen der Gemeindereglemente können im Ordnungsbussenverfahren 
geahndet werden. 

2 Das Verfahren richtet sich nach § 81c Gemeindegesetz. 

3 Die Übertretungen und Ordnungsbussen sind im Anhang zum Reglement aufgeführt. 

4 Der Gemeinderat erhält die Kompetenz, die Stellen, welche Ordnungsbussen ausstellen dürfen, zu be-
zeichnen. 

5 Alle übrigen sowie qualifizierte Zuwiderhandlungen werden im ordentlichen Strafverfahren geahndet. 
 
 
F.  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
§ 56 Verordnung 

Der Gemeinderat erlässt die für den Vollzug dieses Reglements erforderliche Vollzugs- und Gebühren-
verordnung. 
 
 
§ 57 Aufhebung bisherigen Rechts 

Dieses Reglement ersetzt das Polizeireglement der Einwohnergemeinde Frenkendorf vom 19. Septem-
ber 1988. 
 
 
§ 58 Inkraftsetzung 

Dieses Reglement tritt nach der Genehmigung durch die Sicherheitsdirektion des Kantons Basel-Land-
schaft per 1. Juli 2023. 
 
 
 

 NAMENS DER 
 EINWOHNERGEMEINDEVERSAMMLUNG 
 Der Präsident: Der Gemeindeverwalter: 
 

  

 Roger Gradl Thomas Schaub 
 
 
 
Beschlossen an der Einwohner-Gemeindeversammlung vom 17. April 2023. 
 
 
Genehmigung 

Genehmigt durch die Sicherheitsdirektion Basel-Landschaft mit Entscheid Nr. XX vom XX.  
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Bussenkatalog (Ordnungsbussen)  ANHANG I 
 
 
Öffentliche Ruhe und Ordnung 
 
 

1.01  Störung oder Behinderung der polizeilichen Tätigkeit  
§ 7i Polizei Gesetz (SGS 700) 

CHF 200.00 

1.02  Öffentliche Gefährdung und das Erregen öffentlichen Ärgernisses  
§ 16 Polizeireglement  

CHF 200.00 

1.03  Missachten von Verweilverboten, Betreten von verbotenen Orten  
§§ 2, 14 und 16 Polizeireglement 

CHF 100.00 

1.04  Nichtbefolgung von polizeilichen Wegweisungen  
§ 2 und §8 Polizeireglement 

CHF 100.00 

1.05  Verrichten einer Notdurft im Siedlungsgebiet  
§ 21 Polizeireglement 

CHF 100.00 

1.06  Stören von öffentlichen Veranstaltungen  
§ 16 Polizeireglement 

CHF 200.00 

1.07  Konsumation von Alkohol in Zonen mit entsprechendem Verbot 
§ 16 Polizeireglement 

CHF 100.00 

1.08  Verschmutzen öffentlichen Grundes und öffentlicher Anlagen  
§§ 21 und 29 Polizeireglement 

CHF 100.00 

1.09  Unbewilligtes Campieren auf öffentlichem Grund  
§ 22 Polizeireglement 

CHF 100.00 

1.10  Unbewilligtes Abbrennen von Knallkörpern und Feuerwerk  
§ 30 Polizeireglement 

CHF 100.00 

 
 
Öffentliche Sicherheit und Verkehr  
 

2.01  Nicht zurückschneiden der Äste von Bäumen, Sträuchern und He-
cken, welche den Verkehr auf öffentlichen Verkehrsflächen behin-
dern, trotz schriftlicher Aufforderung  
§ 43 Polizeireglement 

CHF 100.00 

 
 
Schutz vor Immissionen  
 

3.01  Missachtung der Lärmschutzbestimmungen  
§§ 25, 26, 27, 28 und 29 Polizeireglement 

CHF 100.00 

3.02  Benützen von Sammelstellen ausserhalb der Öffnungszeiten  
§ 27 Polizeireglement 

CHF 100.00 

3.03 Verursachen von Lärm an einem Sonn- oder Feiertag  
§ 26 Polizeireglement 

CHF 100.00 

3.04 Verursachen von Lärm durch Aktivitäten auf öffentlichen Plätzen, 
Spielwiesen, Hartplätzen, Schulhausplätzen und Parkanlagen aus-
serhalb der erlaubten Zeiten  
§ 29 Polizeireglement 

CHF 100.00 

3.05 Verursachen von Lärm in Haus, Hof und Garten ausserhalb der er-
laubten Zeiten  
§ 27 Polizeireglement 

CHF 100.00 

3.06 Störung der Nachtruhe in der Zeit von 22:00 - 06:00 Uhr  
§ 25 Polizeireglement 

CHF 200.00 

3.07 Benützung Lautsprechern / Tonverstärkern auf öffentlichem Grund 
oder an öffentlichen Veranstaltungen ohne Bewilligung  
§§ 27 und 28 Polizeireglement 

CHF 100.00 

3.08 Missachtung von Lichtemissionen 
§ 31 Polizeireglement 

CHF 100.00 
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Schutz von Flur und Wald  
 

4.01  Nichteinhalten von publizierten Feuerverboten  
§ 33 Polizeireglement  

CHF 100.00 

4.02  Spielen mit waffenähnlichen Gerätschaften mit Munition oder Farb-
beuteln auf öffentlichem Grund  
§ 17 Polizeireglement 

CHF 100.00 

4.03  Befahren des Waldes abseits der erlaubten Waldstrassen mit einem 
Fahrrad  
§ 10 Kantonales Waldgesetz SGS 570  

CHF 100.00 

4.04 Verstoss gegen kommunale Anordnungen im Gemeindegebiet 
§ 33 Polizeireglement 

CHF 100.00 

 
 
Plakatierwesen  
 

5.01  Anbringen von Plakaten ohne Bewilligung  
§ 23 Polizeireglement, Kantonale Verordnung Reklame SGS 481.12  

CHF 100.00 

 
 
Abfall19 
 

6.01  Liegenlassen oder Entsorgung ausserhalb der dafür vorgesehenen 
Abfallbehälter von Kleinabfällen aller Art wie Dosen, Flaschen, Pa-
pier, Verpackungen, Zigarettenstummel, Kaugummi, Essensreste etc. 
– Littering sowie Verschmutzung von öffentlichen Sachen (z.B. durch 
Verschmieren, Erbrechen, Urinieren, Verkoten usw.) 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement  

CHF 100.00 

6.02  Bereitstellen von Abfall ohne Gebührenmarke, Containerplombe oder 
Jahresvignette auf öffentlichem Areal 
§ 9 Abs. 4 Lit. a Abfallreglement 

CHF 200.00 

6.03  Entsorgung von Hauskehricht in öffentlichen Abfalleimern 
§ 6 Abs. 2 Abfallreglement 

CHF 200.00 

6.04 Entsorgung von organischen Abfällen an nicht dafür vorgesehenen 
Orten oder Behältnissen 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 100.00 

6.05 Entsorgung von Sperrgut ohne gültige Gebührenmarken 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 100.00 

6.06 Entsorgung von Sonderabfällen an nicht dafür bezeichneten Orten 
ohne Schädigung der Umwelt 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 200.00 

6.07 Entsorgung von Sonderabfällen an nicht dafür bezeichneten Orten 
mit Schädigung der Umwelt 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 400.00 

6.08 Einleitung von zerkleinerten oder verdünnten Abfällen in die Kanali-
sation 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 400.00 

6.09 Verbrennen von Abfällen im Freien oder in Holzfeuerungen 
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 400.00 

6.10 Bereitstellen von Abfall auf und neben den Behältnissen der öffentli-
chen Sammelstellen  
§ 6 Abs. 3 Abfallreglement 

CHF 100.00 

6.11 Bereitstellen von Abfall auf öffentlichem Areal zu den nicht vorgege-
benen Zeiten 
§ 9 Abs. 2 Abfallreglement  

CHF 50.00 

 
  

 
19 Reglement über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Abfallreglement) der Gemeinde Frenkendorf vom 8.12.2021 
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Hundewesen20  
 

7.01  Unbeaufsichtigtes Laufenlassen eines Hundes  
§ 3 Reglement über das Halten von Hunden  

100.00 

7.02  Gefährdung und Belästigung durch unsachgemässe Tierhaltung  
§ 3 Reglement über das Halten von Hunden  

200.00 

7.03  Verstoss gegen die Leinenpflicht  
§ 4 Reglement über das Halten von Hunden  

100.00 

7.04  Missachten eines signalisierten Hundeverbots  
§ 4 Reglement über das Halten von Hunden  

100.00 

7.05 Missachten der Vorschriften über die Beseitigung von Hundekot  
§ 5 Reglement über das Halten von Hunden  

100.00 

 
 
Wasserversorgung21  
 

8.01  Widerrechtliche Bedienung und Inbetriebnahme eines Hydranten 
§ 13, Abs. 1 Wasserreglement 

100.00 

8.02  Nicht bewilligter Wasserbezug ab Hydranten 
§ 13, Abs. 1 Wasserreglement 

200.00 

 
 
 
  

 
20 Reglement über die Hundehaltung vom 23. September 1996 

21 Wasserreglement vom 25. September 2014  
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Anhang 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verordnung zum 
Polizeireglement 

 
der Gemeinde Frenkendorf 
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(Verordnung zum Polizeireglement Version EGV vom 17.04.2023) 
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Ingres 
 
Der Gemeinderat Frenkendorf erlässt, gestützt auf § 70a des Gemeindegesetzes vom 28. Mai 1970 und 
gestützt auf die §§ 37, 55 und 56 des Polizeireglements, folgende Verordnung bzw. Ausführungsbest-
stimmungen: 
 
 
A.  ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
§ 1 Zweck 

Diese Verordnung regelt die Zuständigkeit für die polizeilichen Aufgaben sowie Einzelheiten des Vollzugs. 
 
 
§ 2  Grundsatz 

1 Die oberste Polizeigewalt liegt beim Gemeinderat. Er wird vertreten durch das zuständige Gemeinde-
ratsmitglied. 
2 Für die operative Umsetzung ist die Gemeindepolizei zuständig. 
 
 
§ 3 Kosten der Polizeieinsätze 

Die Ansätze für die Gebührenverrechnung werden in der Gebührenverordnung geregelt. 
 
 
B. GEMEINDEPOLIZEI 
 
§ 4 Aufgaben / Grundsatz 

Die Gemeindepolizei erfüllt die ihr zugewiesenen Aufgaben und unterstützt die übrigen Polizeiorgane bei 
Ermittlungen und der Feststellung von gesetzwidrigen Sachverhalten. 
 
 
§ 5 Aufgaben im Einzelnen 

Der Gemeindepolizei Frenkendorf obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Sicherstellen der öffentlichen Ruhe- und Ordnung 

b) Verkehrspolizeiliche Aufgaben und Aktionen im fliessenden und ruhenden Verkehr22 

c) Schulwegsicherung 

d) Bewirtschaftung der öffentlichen Parkplätze 

e) Ahndung von Übertretungen der Gemeindereglemente 

f) Kontrolle über das nächtliche Dauerparkieren auf öffentlichem Areal 

g) Ausstellen von Ausnahmebewilligungen zum Befahren von mit Fahrverboten belegten Strassen 
(gemäss § 24) 

h) Hundekontrolle (gemäss § 10) 

i) Gelegenheitswirtschafts- und Freinachtbewilligungen 

j) Reklame und Plakatwesen 

k) Wohnungsabnahmen23 

l) Weitere Aufgaben im Auftrag des zuständigen Gemeinderatsmitglieds und der Verwaltung 
 
 
§ 6 Polizeieinsätze 

1 Die Einsatzplanung der Gemeindepolizei richtet sich nach den vorhersehbaren Bedürfnissen. 
2 Ausserhalb der geplanten Tätigkeiten unterhält die Gemeinde einen Pikettdienst. 
3 Bei Bedarf werden die Polizeieinsätze in Zusammenarbeit mit anderen Gemeinden durchgeführt24.  

 
22 § 7f Abs. 2 Polizeigesetz vom 28.11.1996 (SGS 700) 

23 § 20 des Gesetzes über die Behörden und das Verfahren bei Streitigkeiten aus Miete und Pacht von unbeweglichen Sachen 

vom 22. März 1995 (SGS 223) 

24 Vertrag über die Zusammenarbeit der Gemeindepolizeien vom X.X 2022 
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§ 7 Polizei Basel-Landschaft 

1 Die Gemeindepolizei pflegt den regelmässigen Kontakt zur Polizei Basel-Landschaft. 
2 Sie informiert diese über alle wichtigen polizeilichen Vorkommnisse in der Gemeinde.  
 
 
C. DIE ÜBRIGEN POLIZEIBEREICHE 
 
§ 8 Interventionsstelle 

Anzeigen gegen Jugendliche werden von der Gemeindepolizei in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
kantonalen Stellen bearbeitet.  
 
 
§ 9 Sammelstellen 

Die Aufsicht über die zentrale und die dezentralen Sammelstellen kann an Dritte übertragen werden. 
 
 
§ 10 Zuständigkeit bei Hunden 

Es gelten folgende Zuständigkeiten: 
a) Für die administrativen Belange der Hundekontrolle (Entgegennahme von Mutationsmeldungen, 

Führen der Datenbank etc.) ist die Gemeindepolizei im Rahmen der massgeblichen kantonalen 
und kommunalen Bestimmungen zuständig. 

b) Verstösse gegen die anwendbaren Bestimmungen werden von der Gemeindepolizei verfolgt und 
zur Anzeige gebracht. 

 
 
§ 11 Verkehrsbehinderungen und befristete Parkverbote  

1 Bei vorhersehbaren grossen Verkehrsbehinderungen bzw. befristeten Parkverboten infolge von Umzü-
gen bei Mieterwechseln, Bauarbeiten, Veranstaltungen, Strassenumzügen etc. wird die Öffentlichkeit 
spätestens 48 Stunden vor dem Ereignis informiert. 
2 Die Information kann mittels Medienmitteilung, Fahr- bzw. Parkverbotstafeln mit Zusatztafeln an der 
betroffenen Stelle, persönlicher Benachrichtigung der Betroffenen o.ä. erfolgen. 
3 Auch Automobilisten/-innen, welche wegen eigener Abwesenheit von der Ankündigung keine Kenntnis 
hatten, haben allfällige Abschleppkosten zu tragen.  
 
 
§ 12 Gesundheitsgefährdung 

1 Bei gesundheitsgefährdenden Zuständen (Lagerung von Abfällen etc.) kann die zuständige Stelle den 
Verursachenden eine Frist zur Behebung des Zustandes setzen. 

2 Wird der Aufforderung keine Folge geleistet, ordnet das zuständige Gemeinderatsmitglied die erforder-
lichen Massnahmen an. Sie werden auf Kosten der Verursachenden vollzogen. 
 
 
§ 13 Sicherung offener Gruben und Baustellen 

1 Der Gemeinderat überträgt die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften betreffend Sicherung von 
Baustellen an die Verwaltung. Zuwiderhandlungen können zur Anzeige gebracht werden.25 
2 Muss die Sicherung auf öffentliche Anordnung durch einen Dritten erfolgen, haben die Verantwortlichen 
die Kosten zu tragen. 
 
  

 
 
25 siehe §§ 118 und 136 des Raumplanung- und Baugesetzes (RBG) vom 08. Januar 1998 (SGS 400) bzw. §§ 80 ff der Verordnung 

zum RBG vom 27. Oktober 1998 (SGS 400.11) 
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D.  BEWILLIGUNGEN 
 
§ 14 Bewilligungspflicht 

1 In Ausführung bzw. Ergänzung zu den kantonalen Normen und dem Polizeireglement sind folgende 
Anlässe und Aktionen durch den Gemeinderat zu bewilligen. Der Gemeinderat kann gewisse Bereiche 
an die Verwaltung delegieren: 

a) Verkauf von Getränken und Esswaren inkl. Überwirtung zum Genuss an Ort und Stelle an öffentli-
chen und privaten Anlässen (Gelegenheitspatent, § 4 Abs. 1 lit. c Gastgewerbegesetz26); 

b) Betriebserweiterungen für spezielle Anlässe (§ 4 Abs. 1 lit. a + b Gastgewerbegesetz5); 

c) Abhalten eines öffentlich zugänglichen Anlasses; 

d) Sperren von Strassen, Plätzen, öffentlichem Grund für einen Anlass; 

e) Öffentliche musikalische Unterhaltung im Freien und in Gebäuden bis max. 03.00 Uhr; 

f) Verwendung von Lautsprechern etc. ausserhalb § 27 Abs. 3 Polizeireglement; 

g) Durchführen von Strassenumzügen, Demonstrationen etc.; 

h) Abbrennen von Feuerwerk und Knallkörpern; 

i) Entzünden von öffentlichem Feuer gemäss § 48 Polizeireglement. 
2 Anlässe der Einwohnergemeinde sind pauschal bewilligt. 
 
 
§ 15 Nachtruhe 

Der Gemeinderat ist berechtigt, Ausnahmen von der Nachtruhe zu bewilligen. In diesen Fällen sind die 
Bewilligungsauflagen massgebend. 
 
 
§ 16 Einreichung von Gesuch und Konzepten 
1 Für die Einreichung von Bewilligungsgesuchen gilt: 

a) Ein Bewilligungsgesuch ist mindestens 30 Tage vor dem Anlass auf dem dafür vorgesehenen For-
mular bei der Verwaltung einzureichen. 

b) Eine kürzere Einreichungsfrist von 14 Tagen gilt bei Kleinanlässen / Gelegenheitswirtschaften bis 
100 Besucher, die im Vorjahr ohne Beschwerden durchgeführt wurden. 

c) Bei Kleinanlässen (auch Gelegenheitswirtschaften), gemäss lit. b ist zudem eine Expressbewilli-
gung möglich, wodurch die Einreichungsfrist nur noch 7 Tage beträgt; der entstehende Zusatzauf-
wand wird mit einer Expressgebühr in Rechnung gestellt. 

2 Bei Nichteinhalten der Fristen gemäss Abs. 1 kann eine zusätzliche Aufwandgebühr verrechnet werden. 
3 Bei Anlassgesuchen kann die Gemeinde von den Veranstaltenden ein Programm oder Konzept der 
Veranstaltung verlangen. Ausserdem kann ein Abfall-, Verkehrs- und/oder Sicherheitskonzept gefordert 
werden. 
 
 
§ 17 Bewilligungsgebühr 

1 Die Höhe der Bewilligungsgebühr ist in der Gebührenverordnung geregelt. 
2 Bei grösseren Anlässen (z.B. Märkten) ist die Erteilung einer einzelnen Gesamtbewilligung möglich. In 
diesem Fall richtet sich die Gebührenhöhe nach der Anzahl bewilligungspflichtiger Stände; die maximal 
zulässige Gebühr beträgt dabei CHF 500.00/Tag. 
3 Bei erstmaligem Nichteinhalten der Einreichungsfrist gemäss § 16 Abs. 1 durch einen Gesuchsteller 
wird eine Verwarnung ausgesprochen. Ab zweitmaligem Nichteinhalten der Einreichungsfrist durch den-
selben Gesuchsteller erfolgt die Verrechnung einer Aufwandgebühr. Bei Vereinen erfolgen Verwarnung 
und Verrechnung der Aufwandgebühr gegenüber dem betroffenen Verein. 
4 Nebst der Gebühr werden anfallende Zusatzkosten verrechnet. 
 
  

 
26 Gastgewerbegesetz vom 05.06.2003 (SGS 540)  
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§18 Erlass 

1 Dient der Erlös aus einer Gelegenheitswirtschaft ausschliesslich eines gemeinnützigen Zwecks, kann 
die Bewilligungsgebühr vom zuständigen Gemeinderatsmitglied auf Antrag ganz oder teilweise erlassen 
werden. 
2 Alkoholfreien Gelegenheitswirtschaften kann die Verwaltung die Bewilligungsgebühren bis zu 50 % er-
lassen27.  
3 Als gemeinnützig gelten Anlässe, deren Erlös sozialen oder humanitären Aufgaben oder Projekten zum 
Schutz der Um- und/oder Mitwelt zukommt. 
4 Anlässe, welche im grossen öffentlichen Interesse stehen, können auf Antrag hin vom zuständigen Ge-
meinderatsmitglied von den Gebühren befreit werden. 
 
 
§ 19 Verweigerung 

1 Veranstaltenden, die u.a.: 

a) sich vor, während und nach dem Anlass nicht an die Vorschriften betreffend Ruhe und Ordnung 
halten oder 

b) die Bewilligungsgebühr nicht bezahlen oder 

c) kein Programm bzw. ausreichendes Abfall-, Verkehrs- und/oder Sicherheitskonzept (§ 16 Abs. 3) 
für ihre Veranstaltung beibringen, 

kann die Bewilligung verweigert werden. 

2 Die Verweigerung einer Bewilligung wird schriftlich begründet.  
 
 
§ 20 Zahlenmässige Beschränkung 

1 Zum Schutze der Anwohnenden vor übermässigen Immissionen sind im Ortskern und anderen vom 
Gemeinderat bestimmten Orten pro Veranstaltungsort max. zwei Anlässe im Monat zugelassen. 
2 In besonderen Fällen kann der Gemeinderat Ausnahmen bewilligen. 
 
 
§ 21 Freinacht 

1 Die Bewilligungsinhaberinnen und -inhaber sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass durch ihren Betrieb 
und durch ihre Gäste die Nachbarschaft, insbesondere während der Nachtruhe (ab 22.00 Uhr) nicht ge-
stört oder belästigt werden. 
2 Freinacht kann längstens bis 03.00 Uhr bewilligt werden.   
3 Ausnahmen von der Bewilligungspflicht sind in der Verordnung zum Gastgewerbegesetz28 festgelegt.  
 
 
§ 22 Umgang mit Alkohol 

1 Bei Anlässen mit Alkoholausschank müssen sich die Veranstaltenden verpflichten, die Jugendschutz-
bestimmungen einzuhalten und an bereits stark angetrunkene Personen keinen Alkohol auszuschenken. 
2 Bei besonderen Veranstaltungen kann die Auflage, dass für die Heimkehrenden ein Fahrdienst ange-
boten wird, oder eine vergleichbare Auflage an die Bewilligung geknüpft werden. 

 
 
§ 23 Information 

Die Verwaltung informiert bei Bedarf die Polizei Basel-Landschaft und weitere involvierte Behörden, Stel-
len über die erteilten Bewilligungen. 
 
  

 
27 Verordnung zum Gastgewerbegesetz vom 16.12.2003 (SGS 540.11) 
28 Verordnung zum Gastgewerbegesetz vom 16.12.2003 (SGS 540.11) 
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§ 24 Fahr29- und Parkbewilligungen30 

1 Ausnahme- Fahrbewilligungen, welche strassenverkehrsrechtliche Verbote in einzelnen Fällen ausser 
Kraft setzen, werden durch den Gemeinderat erteilt. Es gilt eine Einreichungsfrist von 30 Tagen. 
2 Bewilligungen bis maximal 1 Monat Dauer werden durch die Gemeindepolizei ausgestellt. Es gilt eine 
Einreichungsfrist von 5 Tagen. 
3 Verloren gegangene Bewilligungen werden nur kostenpflichtig neu ausgestellt. Missbräuchlich verwen-
dete Fahr- und/oder Parkbewilligungen werden durch die Gemeindepolizei per sofort entzogen. Nach 
Entzug einer Bewilligung kann eine neue Fahr- und/oder Parkbewilligung erst nach entsprechendem Be-
schluss des Gemeinderates ausgestellt werden. 
4 Folgende Fahrten im signalisierten Fahrverbot bedürfen keiner Bewilligung: 

a) Land- und forstwirtschaftliche Fahrten; 

b) Dienstfahrten von Polizei, Sanität, Feuerwehr, Zivilschutz, Öl- und Chemiewehr; 

c) Dienstfahrten von Mitarbeitenden der Gemeindeverwaltung und der Werkhöfe; 

d) Dienstfahrten der Gemeinderäte, der Gemeinderätinnen; 
 
 
E. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
§ 25 Inkraftsetzung 

Diese Verordnung tritt mit der Genehmigung des Polizeireglements per 1. Juli 2023 in Kraft. 
 
 
§ 26 Strafrecht 

Das Strafantragsrecht gemäss § 30 Abs. 1 Strafgesetzbuch wird durch die Verwaltung ausgeübt. 
 
 
 

 GEMEINDERAT FRENKENDORF 
 Der Präsident: Der Gemeindeverwalter: 
 
 
 
 Roger Gradl Thomas Schaub 
 
 
 

 
  

 
29 GRB 34 vom 27.1.2014 (Frenkendorf) 
30 GRB 304 vom 14.8.2006 (Frenkendorf) 
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Einwohnergemeinde 
4402 Frenkendor f  

Anhang 3 
 
 
 

GEMEINDEZENTRUM 
Bereich Dienste 
Bächliackerstrasse 2 

Telefon 061 906 10 40 
Fax 061 906 10 19 

 

 

Synopsis Totalrevision Förderreglement 
 
 

Bisherige Fassung ALT Neue Fassung (Änderungen in rot) Bemerkungen 

Reglement über die Gewährung von Investiti-

onsbeiträgen an erneuerbare Energieträger 

(Förderreglement) 

Reglement über die Gewährung von Investiti-

onsbeiträgen an erneuerbare Energieträger 

und Energieeffizienzmassnahmen (Förderreg-

lement) 

In Zukunft soll es möglich sein, dass die Ge-

meinde im Rahmen von üblicherweise befristeten 

Aktionen auch Beiträge an energiesparende In-

vestitionen ausrichten kann (für Gebäudeisolatio-

nen, energiesparende Geräte und Beleuchtungen 

usw.). 

§ 1 Grundsatz 

1 Die Einwohnergemeinde will den Einsatz von er-

neuerbarer Energie auf ihrem Gemeindegebiet 

durch die Gewährung von einmaligen Beiträgen an 

die Investitionskosten fördern. 

 

2 Die Beitragszahlungen sind auf CHF 35'000.00 

pro Jahr limitiert. 

§ 1 Grundsatz 

1 Die Einwohnergemeinde will den Einsatz von er-

neuerbarer Energie und energiesparenden Tech-

nologien auf ihrem Gemeindegebiet durch die Ge-

währung von einmaligen Beiträgen an die Investi-

tionskosten fördern. 

2 Die Beitragszahlungen sind auf CHF 35'000.00 

pro Jahr limitiert. 

Eine Limitierung der jährlichen Beitragsauszah-

lungen hat sich als ungünstig erwiesen, da so 

Jahre mit zu viel resp. zu wenig Gesuchen nur 

schlecht ausgeglichen werden konnten. Aus die-

sem Grund soll ein jährlich zu äufnender Fonds 

geschaffen werden, um den ändernden Gesuch-

zahlen und möglichen Aktionen besser gerecht 

werden zu können.  

 § 2 Energieförder-Fonds (neu) 

1 Für die Leistung von Beiträgen äufnet die Ge-

meinde mit einem Anteil von jährlich 

CHF 65’000.00 aus den Konzessionsabgaben der 

Die Gemeinde nimmt jährlich rund 

CHF 70'000.00 an Konzessionsabgaben für die 

Verteilung von Strom und Erdgas auf dem Ge-

meindegebiet ein. Die Energiestadt Frenkendorf 

will angesichts der grossen Herausforderungen 
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Bisherige Fassung ALT Neue Fassung (Änderungen in rot) Bemerkungen 

Energieversorger einen Energieförder-Fonds. Bei 

einem Fondskapital von über CHF 300'000.00 

kann der Gemeinderat die jährliche Fondsäufnung 

reduzieren. 

2 Beitragszahlungen gemäss vorliegendem Regle-

ment werden zu Lasten des Energieförder-Fonds 

ausbezahlt. 

 

zur Erreichung des Netto-Null-CO2-Emissions-

ziels und der Reduktion der Auslandabhängigkeit 

bei der Energieversorgung mehr zu Förderung 

der erneuerbaren Energie und zur Energieeffizi-

enz beitragen. Darum soll neu der Grossteil der 

Konzessionsabgaben für Fördermassnahmen im 

Sinne des Reglements eingesetzt werden kön-

nen.     

§ 2 Beitragsberechtigung 

1 Beitragsberechtigt sind: 

a. Solarzellen zur Gewinnung von Elektrizität; 

b. Sonnenkollektoren zur Gewinnung von Wärme 

zur Wassererwärmung und Heizungsunterstüt-

zung; 

c. Wärmepumpen mit Erdsonden (ohne Neubau-

ten). 

2 Beiträge können auch für andere Anwendungen 

gewährt werden. Für die Nutzungszeit von 15 Jah-

ren müssen erhebliche Mehrkosten im Vergleich 

zur konventionellen Lösung nachgewiesen werden. 

 

§ 3 Beitragsberechtigung 

1 Beitragsberechtigt sind: 

a. Technologien zur Gewinnung und Speiche-

rung von erneuerbarer Elektrizität, erneuerba-

rer Wärme oder anderer erneuerbarer Ener-

gieträger (z.B. PV-Anlagen, thermische Son-

nenkollektoren…); 

b. Geräte resp. Massnahmen zur Reduktion des 

Energieverbrauchs; 

2 Der Gemeinderat legt periodisch die dauerhaft 

oder im Rahmen von Aktionen geförderten Tech-

nologien und konkreten Förderbeiträge fest. Er be-

rücksichtigt die technologischen, gesetzlichen und 

preislichen Rahmenbedingungen sowie die För-

derbeiträge von Bund und Kanton. Für die Nut-

zungszeit von 15 Jahren müssen in der Regel er-

hebliche Mehrkosten im Vergleich zur konventio-

nellen Lösung nachgewiesen werden. 

3 Mit der Ausrichtung des Beitrags wird die Betrei-

berin oder der Betreiber verpflichtet, dem Gemein-

derat auf Anfrage Auskunft über die Betriebskos-

ten, Energieproduktion und allgemeinen Erfahrun-

gen zu erteilen. 

Angesichts der schnellen Änderungen der verfüg-

baren Technologien und der Rahmenbedingun-

gen soll der Gemeinderat in Zukunft mehr und 

schneller Einfluss auf die geförderten Anlagen 

und Geräte nehmen können.  

 

 

 

 

Es gibt einen Vorschlag der neuen Förderbei-

träge ab 01.02.2023, welcher vom Gemeinderat 

im Januar 2023 beschlossen wird. Wie in den 

vergangenen Jahren liegt der Schwerpunkt auf 

der erneuerbaren Stromproduktion mit PV-Anla-

gen und der lokalen Speicherung der PV-Strom-

produktion.  
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§ 3 Voraussetzungen für Beiträge 

1 Eine beitragsberechtigte Anlage muss: 

a. mit einem erneuerbaren Energieträger betrie-

ben werden und 

b. in der Regel eine mindestens fünfzehnjährige 

Nutzungsdauer erreichen. 

2 Mit der Ausrichtung des Beitrags wird die Betrei-

berin oder der Betreiber verpflichtet, dem Gemein-

derat auf Anfrage Auskunft über die Betriebskos-

ten, Energieproduktion und allgemeinen Erfahrun-

gen zu erteilen. 

 

§ 3 Voraussetzungen für Beiträge 

1 Eine beitragsberechtigte Anlage muss: 

a. mit einem erneuerbaren Energieträger betrie-

ben werden und 

b. in der Regel eine mindestens fünfzehnjährige 

Nutzungsdauer erreichen. 

Neu als Abs. 3 in § 2 aufgeführt 

 

Im Sinne der angestrebten Reglementvereinfa-

chung wurde dieser § gestrichen und der sinn-

volle Abs. 3 in § 2 übertragen. 

§ 4 Höhe der Beiträge 

1 Als Beitrag an die Investitionskosten werden 

ausgerichtet an: 

a. Solarzellen (Elektrizität) 

maximal CHF 600.00* je kWp 

b. Sonnenkollektoren (Wärme) 

maximal 70%* des kantonalen Beitrags ge-

mäss Beitragssätzen des Jahres 2012* 

c. Wärmepumpen mit Erdsonden (ohne Neubau-

ten) 

maximal 50%* des kantonalen Beitrags ge-

mäss Beitragssätzen des Jahres 2012* 

d. andere Anwendungen 

nach individueller Beurteilung durch den Ge-

meinderat. 

2 Der Beitrag der Gemeinde beträgt maximal CHF 

3‘000.00* pro Anlage. 

 

§ 4  Höhe der Beiträge 

1 Der Gemeinderat legt periodisch für bezeichnete 

Technologien die Höhe der Beiträge fest. Für 

spezielle Projekte erfolgt die Beitragsbemessung 

nach individueller Beurteilung durch den Gemein-

derat. 

 

 

 

 

 

 

2 Der Beitrag der Gemeinde beträgt maximal CHF 

3‘000.00 pro Anlage. Der Gemeinderat kann 

Ausnahmen gewähren. 

 

Die jeweils aktuelle Liste der von der Gemeinde 

geförderten Technologien resp. Massnahmen 

wird auf der Homepage der Gemeinde publiziert. 

https://www.frenkendorf.ch/infos/umwelt-und-

raumplanung/energiestadt-ebene-1/energetische-

foerderprogramme.html/401  

 

 

 

 

 

Im Sinne von mehr Flexibilität und (heute nicht 

absehbaren) Überschüssen an möglichen Förder-

geldern sollen in Ausnahmenfällen auch höhere 

https://www.frenkendorf.ch/infos/umwelt-und-raumplanung/energiestadt-ebene-1/energetische-foerderprogramme.html/401
https://www.frenkendorf.ch/infos/umwelt-und-raumplanung/energiestadt-ebene-1/energetische-foerderprogramme.html/401
https://www.frenkendorf.ch/infos/umwelt-und-raumplanung/energiestadt-ebene-1/energetische-foerderprogramme.html/401
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3 Der Gemeinderat kann die Beiträge in folgenden 

Fällen reduzieren oder streichen: 

a. Wenn die Einwohnergemeinde Leistungen er-

bringt, wie das zur Verfügung stellen von Loka-

litäten und Flächen oder Massnahmen für die 

günstigere Anlagenbeschaffung. 

b. Wenn der Beitrag der Gemeinde 20* Prozent 

oder das Total aller Beiträge 40* Prozent der 

Investitionskosten für die Energieanlage über-

steigt. 

c. Wenn bei Quartierplanungen und Ausnahme-

überbauungen nach einheitlichem Plan die Re-

alisierung der entsprechenden Anlagen vorge-

schrieben wurde. 

d. Wenn der Anlagenbetrieb wegen anderweiti-

gen Unterstützungen annähernd oder vollstän-

dig kostendeckend ist. 

e. Anlagen, welche für die kostendeckende Ein-

speisevergütung (KEV) oder analoge kosten-

deckende Förderinstrumente angemeldet wer-

den, erhalten keine Beiträge. 

f. Bei überdurchschnittlich teuren Anlagen kön-

nen die anrechenbaren Investitionen entspre-

chend den Kosten vergleichbarer Anlagen re-

duziert werden. 

g. Anlagen, welche aufgrund von gesetzlichen 

Anforderungen realisiert werden, erhalten 

keine Beiträge. 

h. Anlagen, welche im Widerspruch zu einer all-

fälligen kommunalen Energieversorgungsstra-

tegie (Energiesachplan o.ä.) stehen, erhalten 

keine Beiträge. 

3 Der Gemeinderat kann die Beiträge in folgenden 

Fällen reduzieren oder streichen: 

a. Wenn die Einwohnergemeinde Leistungen er-

bringt, wie das zur Verfügung stellen von Lo-

kalitäten und Flächen oder Massnahmen für 

die günstigere Anlagenbeschaffung. 

b. Wenn der Beitrag der Gemeinde 20 Prozent 

oder das Total aller Beiträge 40 Prozent der 

Investitionskosten für die Energieanlage über-

steigt. 

c. Wenn bei Quartierplanungen und Ausnahme-

überbauungen nach einheitlichem Plan die 

Realisierung der entsprechenden Anlagen vor-

geschrieben wurde. 

d. Wenn der Anlagenbetrieb wegen anderweiti-

gen Unterstützungen annähernd oder vollstän-

dig kostendeckend ist. 

e. Anlagen, welche für die kostendeckende Ein-

speisevergütung (KEV) oder analoge kosten-

deckende Förderinstrumente angemeldet wer-

den, erhalten keine Beiträge. 

f. Bei überdurchschnittlich teuren Anlagen kön-

nen die anrechenbaren Investitionen entspre-

chend den Kosten vergleichbarer Anlagen re-

duziert werden. 

e. Anlagen, welche aufgrund von gesetzlichen 

Anforderungen realisiert werden, erhalten in 

der Regel keine Beiträge. 

h. Anlagen, welche im Widerspruch zu einer all-

fälligen kommunalen Energieversorgungs-

strategie (Energiesachplan o.ä.) stehen, er-

halten keine Beiträge. 

Beiträge an spezielle Projekte ausgerichtet wer-

den können.  

 

Die Beitrags-Reduktionsgründe werden aufgrund 

der Praxiserfahrungen reduziert. 
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4 Beiträge für den Ersatz von Anlagen zur erneuer-

baren Energienutzung können frühestens 20 

Jahre nach der Ausrichtung früherer Beiträge 

durch die Gemeinde beansprucht werden. Ein Zu-

schlag für den nachträglichen Einbau kann bei Er-

satzanlagen nicht geltend gemacht werden. 

5 Der Gemeinderat kann die mit * markierten Para-

meter im § 4 jeweils per 1. Januar und 1. Juli an-

passen, um die Einhaltung der Beitragslimite ge-

mäss § 1 sicherstellen zu können. Die öffentliche 

Mitteilung muss mindestens sechs Wochen vor In-

krafttreten erfolgen. Für die Beitragsberechnung 

gelten die Parameter gemäss Eingangsdatum des 

vollständigen Gesuchs, sofern die Anlage spätes-

tens vier Monate nach Inkrafttreten neuer Parame-

ter in Betrieb gesetzt wird. 

4 Beiträge für den Ersatz von Anlagen zur erneu-

erbaren Energienutzung können frühestens 20 

Jahre nach der Ausrichtung früherer Beiträge 

durch die Gemeinde beansprucht werden. Ein Zu-

schlag für den nachträglichen Einbau kann bei Er-

satzanlagen nicht geltend gemacht werden. 

5 Der Gemeinderat kann die mit * markierten Pa-

rameter im § 4 jeweils per 1. Januar und 1. Juli 

anpassen, um die Einhaltung der Beitragslimite 

gemäss § 1 sicherstellen zu können. Die öffentli-

che Mitteilung muss mindestens sechs Wochen 

vor Inkrafttreten erfolgen. Für die Beitragsberech-

nung gelten die Parameter gemäss Eingangsda-

tum des vollständigen Gesuchs, sofern die An-

lage spätestens vier Monate nach Inkrafttreten 

neuer Parameter in Betrieb gesetzt wird. 

 

 

 

 

 

Die Regelung gemäss Abs. 5 ist nicht mehr nötig, 

da einerseits keine Beitragslimite mehr vorhan-

den ist und andererseits die Zuständigkeit des 

Gemeinderates für die Festlegung der Beiträge in 

den § 2 und 3 definiert ist. 

 

§ 5 Beitragsgesuch, Bewilligung, Auszah-

lung 

1 Beitragsgesuche sind dem Gemeinderat vor Bau-

beginn mit allen zur Beurteilung notwendigen Un-

terlagen (vollständige Offerte, Angaben zu anderen 

Beiträgen und Unterstützungen, relevante techni-

sche Angaben, wenn nötig schriftlicher KEV-Ver-

zicht) einzureichen. 

2 Über die Gewährung des Beitrags und die damit 

verbundenen Auflagen beschliesst der Gemeinde-

rat. 

 

3 Die Auszahlung des Beitrags erfolgt frühestens 

nach Abnahme der Anlage durch die Gemeinde 

und Einreichung der Schlussrechnung im Rahmen 

der jährlichen Beitragslimite gemäss § 1. Bei einer 

Überschreitung dieser Limite kann die Auszahlung 

§ 5 Beitragsgesuch, Bewilligung, Auszah-

lung 

1 Beitragsgesuche sind beim Bereich Bau vor Bau-

beginn oder Kauf mit allen zur Beurteilung notwen-

digen Unterlagen (vollständige Offerte, Angaben 

zu anderen Beiträgen und Unterstützungen, rele-

vante technische Angaben, u.a.) einzureichen. 

 

2 Über die Gewährung des Beitrags und die damit 

verbundenen Auflagen beschliesst der Bereich 

Bau resp. bei Einsprachen oder speziellen Gesu-

chen der Gemeinderat. 

3 Die Auszahlung des Beitrags erfolgt frühestens 

nach der nachgewiesenen Inbetriebnahme der An-

lage durch die Gemeinde und der Einreichung der 

Schlussrechnung. Wenn der Energieförder-Fonds 

gemäss §2 ausgeschöpft ist, kann die Auszahlung 

 

 

Entsprechend der bisherigen Praxis wird die pri-

märe Zuständigkeit für die Gesuchabwicklung der 

Bereich Bau zugeteilt. Der Gemeinderat wird nur 

bei Einsprachen oder bei speziellen Gesuchen 

einbezogen. 
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ganz oder teilweise auf ein Folgejahr verschoben 

werden. 

ganz oder teilweise auf ein Folgejahr verschoben 

werden. 

§ 6 Inkrafttreten 

1 Dieses Reglement tritt nach der Genehmigung 

durch die Bau- und Umweltschutzdirektion am 1. 

Januar 2013 in Kraft.  

 

2 Es ersetzt das Reglement vom 10. Dezember 

2008. 

3 Beiträge werden nach diesem Reglement bemes-

sen, wenn die Anlagen nach dem 1. Januar 2013 in 

Betrieb genommen werden oder wenn die Anträge 

nach dem 1. Januar 2013 dem Gemeinderat zuge-

stellt werden. 

 

Beschlossen durch die Einwohner-Gemeindever-

sammlung am 5. Dezember 2012. 

 

§ 6 Inkrafttreten 

1 Dieses Reglement tritt nach der Genehmigung 

durch die Bau- und Umweltschutzdirektion des 

Kantons Basel-Landschaft am 1. Januar 2023 

rückwirkend in Kraft. 

2 Es ersetzt das Reglement vom 5. Dezember 

2012. 

3 Beiträge werden nach diesem Reglement be-

messen, wenn die Anlagen nach dem 1. Januar 

2013 in Betrieb genommen werden oder wenn die 

Anträge nach dem 1. Januar 2013 2023 dem Ge-

meinderat zugestellt werden. 

 

Beschlossen durch die Einwohner-Gemeindever-

sammlung am 17. April 2023. 

 

 

 
 
 
Stand 16.1.2023/Schaub 
 


